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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

50 Jahre 1968 – dieses Jubiläum war 2018 sowohl dem Bernischen Historischen
Museum als auch dem Landesmuseum Zürich eine Ausstellung zu den damaligen
Ereignissen in der Schweiz und dem damit einhergehenden Zeitgeist wert. 2018 liessen
die Medien das damalige Zeitgeschehen alternierend Revue passieren, insbesondere
die Globus-Krawalle in Zürich, die gewalttätigsten Schweizer Aufstände im Jahr 1968,
wurden der Öffentlichkeit in Erinnerung gerufen. Medial fokussiert wurde aber auf die
Frage der Relevanz von 1968 für die Gegenwart. Brigitte Studer, Professorin für
Schweizer Geschichte an der Universität Bern, zeigte sich im Tages-Anzeiger überzeugt,
dass das Jahr 1968 der Schweiz langfristige gesellschaftliche Veränderungen gebracht
habe. So würden seither etwa in Familien, in der Arbeitswelt, in der Schule und in der
Armee flachere Hierarchien herrschen. Auch sei das neue Eherecht von 1988, das den
Mann nicht länger als Oberhaupt der Familie taxiert, ein Resultat von 1968 gewesen. Der
emeritierte Soziologe Ueli Mäder, der im Jubiläumsjahr das Buch «68 - was bleibt?»
herausgab, erklärte ebenfalls in einem Interview mit dem Tages-Anzeiger, dass das
Revolutionäre, das dem Jahr 1968 anhafte, ein Mythos sei: Vielen sei es mehr um sich
selbst als um tatsächliche Veränderung gegangen. Trotzdem hätte im Jahr 1968 etwa die
Bewegung für das Frauenstimmrecht «mächtig Schub erhalten», was erheblich dazu
beigetragen habe, dass das Frauenstimmrecht 1971 politische Realität wurde. Weitere
Errungenschaften des Jahres 1968 seien ein offeneres Verhalten zwischen den
Geschlechtern und den Generationen, die Nulltoleranz beim Schlagen von Kindern als
Erziehungsmassnahme oder auch, dass Homosexualität heute nicht mehr als Krankheit
und Sünde gelte. Eine andere Haltung zu den 68er-Aktivistinnen und Aktivisten und
deren Errungenschaften hatte das rechtskonservative Weltwoche-Magazin: Die
angeblichen Befreierinnen und Befreier seien vielmehr Versager gewesen. Zitiert wurde
etwa die ehemalige SP-Politikerin Christiane Brunner, wie sie nach ihrer politischen
Karriere sagte, dass die Frauen in den Organisationen der 68er nichts zu sagen gehabt
hätten und nur für das Kaffee holen und das Bett gut gewesen seien. Ebenfalls, so die
Weltwoche, sei das Gros der 68er-Bewegung Hedonisten gewesen, die allein an «Sex,
Love and Rock 'n' Roll» interessiert waren, oder es seien Gewaltbereite gewesen ohne
jegliches politisches Programm. Die wenigen mit einem politischen Programm hätten
hingegen lediglich an politischen Modellen Marx' und Lenins festgehalten, «deren
Haltbarkeit seit Jahrzehnten abgelaufen war». Trotz alldem attestierte auch die
Weltwoche der 68er-Bewegung einen Einfluss auf die Gegenwart. Die bürgerliche
Wählerschaft wäre heute ohne die 68er-Bewegung wohl grösser, mutmasste die
Weltwoche. Nicht etwa, weil die Bewegung tatsächliche Veränderungen bewirkt hätte,
sondern weil ihr Einfluss bis in die Gegenwart masslos überschätzt werde, auch von
vielen politischen Gegnern der 68er. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2018
SAMUEL BERNET

Rechtsordnung

Strafrecht

Die religiös-fundamentalistische EDU und der Verein «Ja zum Leben» ergriffen gegen
das revidierte Sexualstrafrecht erfolgreich das Referendum. Ihre Kritik richtet sich
gegen ein Gesetz, das Unzucht akzeptiere, die Homosexualität rechtlich der
Heterosexualität gleichstelle und das Jugendschutzalter von 16 Jahren unterlaufe. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.11.1991
HANS HIRTER

Infolge des Referendums der EDU und des Vereins «Recht auf Leben» fand am 17. Mai
1992 eine Volksabstimmung über das neue Sexualstrafrecht statt. Die wesentlichsten
Punkte der Revision waren die Entkriminalisierung sexueller Beziehungen zwischen
nahezu gleichaltrigen Kindern (bei Beibehaltung des Schutzalters 16), die Bestrafung der
Vergewaltigung in der Ehe, die vollständige Gleichbehandlung von hetero- und
homosexuellem Verhalten sowie die Differenzierung zwischen weicher und harter
Pornographie und analog zum Brutaloverbot die Bestrafung der letzteren (z.B. sexuelle
Darstellungen mit Beteiligung von Kindern oder Tieren). Für die breite Front der
Befürworter bedeutete die Revision primär eine fällige Anpassung der rund fünfzig

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.05.1992
HANS HIRTER
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Jahre alten Bestimmungen an die gewandelten Verhaltensweisen und
Moralvorstellungen. Die Gegner, zu denen sich neben den beiden im
Referendumskomitee vertretenen Gruppierungen noch die Schweizer Demokraten und
die Auto-Partei gesellten, sahen in den neuen Bestimmungen einen Angriff auf die
guten Sitten, den christlichen Glauben und die in der Bibel festgelegten Prinzipien.

Die Stimmberechtigten hiessen die Revision mit 73.1% Ja-Stimmen gut. Abgelehnt
wurde die Vorlage einzig im Wallis, wo die CVP wie auch in Freiburg die Nein-Parole
ausgegeben hatte (das deutschsprachige Oberwallis nahm das Sexualstrafrecht mit 58%
Ja an). Die ebenfalls stark katholisch geprägten Kantone der Innerschweiz stimmten
hingegen deutlich zu. Die nach der Abstimmung durchgeführte Vox-Befragung ergab,
dass es sich für die Ja-Stimmenden vor allem um die Anpassung eines veralteten
Gesetzes an die heutigen Verhaltensweisen und Moralvorstellungen gehandelt hat,
während bei den Gegnern gerade der Widerstand gegen diesen Wandel im Vordergrund
stand. Die neuen Bestimmungen traten auf den 1.10.1992 in Kraft.

Sexualstrafrecht: Abstimmung vom 17. Mai 1992

Beteiligung: 39,2%
Ja: 1'255'604 (73,1%)
Nein: 461'723 (26,9%)

Parolen:
- Ja: FDP (1*), SP, CVP (2*), SVP (1*), GP, LP, LdU, EVP (1*), PdA; SGB, CNG, SGV.
- Nein: AP, SD, EDU.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 3

Privatrecht

In seinem Bericht «Modernisierung des Familienrechts» vom März 2015 (in Erfüllung
eines entsprechenden Postulats Fehr, sp, ZH) legte der Bundesrat dar, wie eine
Anpassung der zivil- und insbesondere familienrechtlichen Grundlagen an die heutigen
und künftigen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen aussehen könnte.
Handlungsbedarf aus zivilrechtlicher Sicht sah der Bundesrat insbesondere bei der
Angleichung von eingetragener Partnerschaft und Ehe bzw. Öffnung der Ehe für
gleichgeschlechtliche Paare, einer besseren Regelung für faktische Partnerschaften
sowie der Prüfung einer gesetzlich geregelten Partnerschaft mit geringerer
Bindungswirkung nach dem Vorbild des französischen PACS gegeben. Wichtige Schritte
in Richtung eines moderneren Familienrechts seien bereits durch die gemeinsame
elterliche Sorge, die Neuregelung des Kindsunterhalts, das neue Namensrecht sowie die
Anpassung des Adoptionsrechts eingeleitet worden. 4

BERICHT
DATUM: 31.03.2015
KARIN FRICK

Grundrechte

Mit einer Standesinitiative verlangte der Kanton Genf, dass das Verbot der
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung ausdrücklich in der
Bundesverfassung und im Strafgesetzbuch verankert wird. Als Erstrat gab der Ständerat
in der Herbstsession 2014 der Initiative keine Folge. Er folgte damit dem Antrag seiner
Kommissionsmehrheit, die in dieser Sache keinen Handlungsbedarf sah, da die
«Lebensform» bereits explizit als Diskriminierungsgrund genannt sei. Die Mehrheit der
Rechtskommission des Nationalrats war in diesem Punkt jedoch anderer Ansicht und
argumentierte, dass Homosexualität nicht nur die Lebensform betreffe, sondern auch
die Identität einer Person. Der bestehende Schutz sei daher nicht ausreichend. Der
Nationalrat gab der Initiative mit 102 zu 81 Stimmen bei 2 Enthaltungen Folge und gab
das Geschäft damit zurück an den Ständerat. Dieser hielt mit gleichbleibender
Begründung an seiner Entscheidung fest und liess das Begehren somit scheitern. Die
Aufnahme der Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung in die
Rassismusstrafnorm sei zudem auch Gegenstand einer parlamentarischen Initiative
Reynard (sp, VS). 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.06.2015
KARIN FRICK
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Öffentliche Ordnung

Neben diesen beiden grossen Gruppen von Demonstrationen fanden diverse Proteste
von Minderheiten statt. So forderten in Bern im Oktober etwa 1000 Muslime das
Verschwinden der Islamophobie. Ebenfalls in Bern demonstrierten im Mai 1500
Personen für die gleichen Rechte homosexueller Paare bei der Adoption von Kindern. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.10.2011
NADJA ACKERMANN

Am 11. März fand in Mühleberg die dritte Manifestation „Menschenstrom gegen Atom“
statt. Tausend Menschen forderten friedlich die sofortige Abschaltung der AKW
Mühlenberg und Beznau. Ebenfalls im März demonstrierten in der Bundeshauptstadt
4000 Physiotherapeuten für höhere Leistungstarife, welche seit vierzehn Jahren nicht
mehr angepasst worden sind. Für bessere Arbeitsbedingungen demonstrierten auch die
St. Galler Volksschullehrer. Am 12. Dezember forderten 15'000 Lehrerinnen und Lehrer
weniger Arbeitsaufwand für Lehrkräfte. In Bern fand unter dem Namen „Tanz dich frei“
in der Nacht auf den 4. Juni die grösste Jugenddemonstration seit 25 Jahren statt.
Rund 10'000 Jugendliche nahmen am via Facebook organisierten, unbewilligten, aber
tolerierten Anlass teil, um gegen die Trägheit des Berner Nachtlebens zu
demonstrieren. Am 23. Juni fand in Bern ein Protestzug von rund 5000 Personen gegen
die Verschärfung des Asylrechts statt. Der Anlass war eine Antwort auf die vom
Nationalrat gutgeheissene Revision des Asylrechts, nach welcher Asylsuchende nur
noch Not- statt Sozialhilfe beziehen können. Im August haben in Bern gegen 1000
Personen für die Rechte von Nicht-Heterosexuellen demonstriert. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.12.2012
NADJA ACKERMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Eine von der BDP-Fraktion bereits 2015 eingereichte Motion zur Blutspende kam im
Frühjahr 2017 ins Parlament. Die Partei forderte eine Aufhebung der veralteten und
diskriminierenden Beschränkungen für Homosexuelle. Dafür sollte das HMG und seine
Verordnung geändert werden. Seit 1977 waren homosexuelle Männer von der
Blutspende ausgeschlossen. Angesichts der immer wieder monierten mangelnden
Verfügbarkeit von Blut und Blutprodukten sei es unverständlich, dass heutzutage immer
noch eine Gruppe von potentiellen Spendern systematisch ausgeschlossen werde. Die
Kriterien, gemäss welchen eine Person als Spender zugelassen wird oder eben nicht,
seien am Lebenswandel zu messen und nicht an der sexuellen Orientierung. 

Der Bundesrat zeigte sich nicht offen gegenüber des Anliegens. Patientensicherheit sei
ein zentrales Anliegen, auch in den Bestimmungen aus der Gesetzgebung. Weiter
vertrat die Regierung die Haltung, dass die Produzenten, respektive die
pharmazeutischen Hersteller – im Falle von Blutprodukten die regionalen
Blutspendezentren – die Verantwortung für ihre Produkte zu tragen hätten und für
Qualität und Sicherheit haftbar seien. Swissmedic ist hier die Bewilligung erteilende
Behörde und an sie seien auch Änderungen der genehmigten Verfahren zu richten, was
auf wissenschaftliche Erkenntnisse basierend durchaus möglich sei. Aber es sei
angezeigt, so der Bundesrat weiter, zu verdeutlichen, dass das Risikoverhalten und
nicht die sexuelle Orientierung ein Ausschlusskriterium sein solle. Eine Anpassung
gesetzlicher Grundlagen schloss der Bundesrat jedoch aus.

Anders sah dies der Nationalrat, der die Motion mit 97 zu 89 Stimmen der
Ständekammer überwies. Die BDP engagiere sich für die LGBT-Community, so ihre
Sprecherin Quadranti (bdp, ZH), und man sei auf „Unglaubliches gestossen”, als man von
diesen Ausschlusskriterien erfahren habe. Seit der Einreichung der Motion war schon
etwas Bewegung in die Sache gekommen, indem Swissmedic ein Gesuch bewilligt hatte,
mit dem Homosexuelle für die Blutspende zugelassen werden konnten. Jedoch dürfen
Spender gemäss Regelung „zwölf Monate vor der Spende keinen Sex mit Männern”
haben – ein für die BDP unverständliches Kriterium, weil hiermit nach wie vor die
sexuelle Orientierung im Vordergrund stehe. Das persönliche Risikoverhalten sollte
dagegen als Kriterium in die Waagschale gelegt werden, die Motion sei daher zu stützen.
Gesundheitsminister Berset verteidigte die ablehnende Bundesratsmeinung und die
von Swissmedic vorgegebene Praxis, die auch in anderen Staaten Usus sei. Linke und
Grüne sowie GLP, BDP und die geschlossene CVP-Fraktion obsiegten in der
Gesamtabstimmung. 8

MOTION
DATUM: 02.05.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Ab Mitte 2017 dürfen Schwule wieder Blut spenden. Auf Antrag der Dachorganisation
Blutspende SRK Schweiz hat das Heilmittelinstitut Swissmedic die Kriterien für
Blutspender angepasst und einen seit 1977 geltenden Ausschluss von homosexuellen
Männern aufgehoben (resp. "MSM": Männer, die Sex mit Männern haben). Es gibt jedoch
keine generelle Öffnung, sondern es gilt nach wie vor eine 12-monatige sexuelle
Enthaltsamkeit als Bedingung.  Swissmedic befand damit, dass „diese Anpassung nicht
zu einem erhöhten Risiko für Empfängerinnen und Empfänger von Bluttransfusionen
führen wird.” Mit diesem Schritt kam das Heilmittelinstitut einer Forderung der BDP
zuvor, die als Motion formuliert erst später im Parlament beraten wurde.

Die Schwulenorganisation Pink Cross zeigte sich erfreut über diesen Entscheid,
äusserte jedoch gleichzeitig auch weiteren Handlungsbedarf. Die noch geltende 12-
monatige Hürde sei diskriminierend und unnötig, so der Verband. Ins Zentrum solle
eine Beurteilung des Risikoverhaltens der Spender (wechselnde Partner, Reisen in
Gebiete mit hohen HIV-Raten) gestellt werden, und nicht die sexuelle Orientierung.
Damit in Zusammenhang müssten auch die im Vorfeld von Blutspenden auszufüllenden
Fragebogen angepasst werden. Ähnlich liess sich das SRK zitieren: Der vorliegende
Entscheid sei als „Zwischenschritt” zu betrachten. Dass dadurch mehr Blutspenden
erfolgten, wurde indes auch infrage gestellt. Pink Cross-Geschäftsführer Baumann
vermutete nicht, dass jemand auf Sex verzichten würde, bloss um Blut spenden zu
können. Dass die sexuelle Orientierung als Hindernis zur Blutspende angeführt wurde,
war im Juli bei der Umsetzung der Zulassung ein mediales Thema. Dass die Neuerung
noch nicht ausgereift sei, fand auch der ehemalige FDP-Nationalrat Daniel Stolz. Die
neue Regelung sei „ein Witz”, so der Basler in der AZ. Mit der noch hängigen BDP-
Motion wird weiterhin über diese Sache debattiert werden. 9

ANDERES
DATUM: 03.07.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die von der BDP in ihrer Motion geforderte Aufhebung der veralteten und
diskriminierenden Beschränkungen für schwule Blutspender war in der Wintersession
2017 im Ständerat traktandiert. Nachdem die grosse Kammer im Frühjahr der Motion
grünes Licht gegeben hatte, stellte die SGK des Ständerates die Ampel mindestens auf
orange, als sie Ende Oktober ihrem Rat die Ablehnung der Motion empfahl. Die
Kommission folgte damit dem Antrag der Regierung. Die Regelungen zur Zulassung von
Spenderinnen und Spendern zur Blutabgabe zielten auf den Schutz der Patientinnen
und Patienten, die eine Transfusion empfangen würden. Es seien bereits
begrüssenswerte Anpassungen vorgenommen worden, indem homosexuelle Männer
nicht mehr systematisch ausgeschlossen würden, erklärte die SGK-SR. Anders
positionierte sich die mit Liliane Maury Pasquier (sp, GE) zwar nur aus einer Stimme
bestehende Kommissionsminderheit. Ihrer Ansicht nach bestehe eine Diskriminierung
aufgrund der sexuellen Orientierung fort, wenn die Kriterien nicht geändert würden. 
Im Plenum gab es eine kurze Debatte dazu. Für die Kommission sprach ihr Präsident
Graber (cvp, LU), der die Haltung vertrat, dass die Ausschlusskriterien das
Risikoverhalten der Spendenden ins Zentrum stellten und nicht deren sexuelle
Orientierung. Freilich war Maury Pasquier anderer Meinung: Gerade Männer, die in
einer stabilen homosexuellen Beziehung lebten, würden durch die Regelung
diskriminiert. Bestätigung erhielt sie von Ratskollege Janiak (sp, BL), der seit Jahren in
einer eingetragenen homosexuellen Partnerschaft lebt und – er habe es versucht – von
der Blutspende bis anhin ausgeschlossen wurde. Es sei „absurd”, dass spendewillige
homosexuelle Männer abgelehnt würden. Ohnehin werde jede einzelne Spende getestet
und es sei unwahrscheinlich, dass das alleinige Ausfüllen eines Fragebogens
Risikofaktoren bei anderen Spenderinnen und Spendern ausschliesse. Bundesrat Berset
erklärte in seiner Ansprache, dass der Bundesrat zwar die Ablehnung der Motion
beantrage, gleichzeitig aber über eine grosse Bereitschaft verfüge, eine weitere
Öffnung der Kriterien zu erzielen. Im Zentrum stehe immer die Sicherheit der
Empfängerinnen und Empfänger von Transfusionen und dort hinzielend sei eben auch
die Gesetzgebung ausgerichtet. Es war dann die Gesamtabstimmung, mit der die Ampel
schliesslich auf rot gestellt wurde: Das Ratsplenum entschied sich mit 22 zu 17 Stimmen
gegen die Motion, mit der noch keine neue Anpassung weiterverfolgt worden wäre. 
Der Entscheid sorgte für mässige mediale Resonanz, wobei jedoch allen voran der
Dachverband der Schwulenorganisationen Pink Cross deutliche Worte fand. Es handle
sich um eine veraltete und diskriminierende Regelung, die damit noch aufrecht
erhalten bleibe. Der Bundesrat stehe in der Pflicht, hier weiter zu moderieren und bei
den entscheidenden Akteuren zu intervenieren. Insofern verlangte Pink Cross auch die
Streichung der Frage zur sexuellen Orientierung aus den Fragebögen im Vorfeld der
Blutspende. 10

MOTION
DATUM: 29.11.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

Jahresrückblick 2021: Soziale Gruppen

Eine überaus wichtige Neuerung im Themenbereich der sozialen Gruppen wurde 2021
für gleichgeschlechtliche Paare eingeführt. Im September nahm die Stimmbevölkerung
mit einem deutlichen Ja-Anteil von 64 Prozent die «Ehe für alle» an. Neben der
Möglichkeit der Eheschliessung waren damit für gleichgeschlechtliche Paare weitere
Ungleichheiten im Familienleben beseitigt worden: In Zukunft ist es auch ihnen
möglich, gemeinsam ein Kind zu adoptieren, zudem erhalten verheiratete Frauenpaare
Zugang zur Samenspende. Die Relevanz dieser Abstimmung widerspiegelt sich im
Ergebnis der APS-Zeitungsanalyse 2021, die einen diesem Ereignis geschuldeten
Höchststand an Artikeln zur Familienpolitik im Abstimmungsmonat aufzeigt (vgl.
Abbildung 1 im Anhang). Kein anderes Thema im Bereich der sozialen Gruppen erzielte
im beobachteten Jahr eine ähnlich hohe mediale Aufmerksamkeit. 

Erstmals in der Geschichte der Schweizer Frauen- und Gleichstellungspolitik
veröffentlichte der Bundesrat 2021 eine nationale Gleichstellungsstrategie, die jedoch
von Frauenorganisationen und linken Parteien kritisiert wurde. Ferner gaben die
Kommissionen einer parlamentarischen Initiative Folge, welche die befristete
Finanzierung für die familienergänzende Kinderbetreuung durch eine dauerhafte, vom
Bund unterstützte Lösung ersetzen will. Der 2022 vorzulegende Entwurf soll die Eltern
bei der Finanzierung der Betreuungsplätze massgeblich entlasten und somit zur
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf beitragen. Gleichzeitig wurden
im Berichtsjahr aber verschiedene Vorstösse mit ähnlichen, bereits konkreter
ausformulierten Vorstellungen in Form einer parlamentarischen Initiative, einer
Standesinitiative und einer Motion abgelehnt. Ebenfalls zur Verbesserung der Stellung
der Frauen im Beruf beitragen soll die 2018 geschaffene Revision des
Gleichstellungsgesetzes, mit der Unternehmen mit über 100 Mitarbeitenden zur
Durchführung von Lohnanalysen verpflichtet worden waren. Erste, im August 2021
publizierte Analyseergebnisse von ausgewählten Unternehmen zeichneten ein positives
Bild, das jedoch unter anderem wegen fehlender Repräsentativität in Zweifel gezogen
wurde. Nach wie vor sind Unternehmen nicht verpflichtet, die Ergebnisse ihrer
Lohnanalysen an den Bund zu übermitteln. Gegen eine entsprechende Regelung hatte
sich der Ständerat im Juni erfolgreich gewehrt.

Nachdem im Vorjahr der zweiwöchige Vaterschaftsurlaub in einer Volksabstimmung
angenommen worden war, gingen die politischen Diskussionen rund um die
Ausdehnung von Urlaubsmöglichkeiten für Eltern 2021 weiter. Eine Standesinitiative
aus dem Kanton Jura und eine parlamentarische Initiative mit diesem Ziel stiessen im
Parlament indes auf wenig Gehör. Der Nationalrat verabschiedete jedoch ein
Kommissionspostulat, das die volkswirtschaftlichen Auswirkungen einer Elternzeit
aufzeigen soll. In den Räten setzte sich zudem mit Annahme einer Vorlage zum
Adoptionsurlaub eine langjährige Forderung in der Minimalvariante durch: Eltern, die
ein Kind unter vier Jahren adoptieren, haben künftig Anrecht auf einen zweiwöchigen
Urlaub. 

Auch das Thema der Gewalt gegen Frauen blieb 2021 auf der politischen Agenda,
immer wieder angetrieben durch Zeitungsberichte über häusliche Gewalt und
Femizide. Das Parlament überwies drei Motionen, welche die Bereitstellung eines 24-
stündigen Beratungsangebots für von Gewalt betroffene Personen forderten, wozu sich
die Schweiz 2017 im Rahmen der Ratifikation der Konvention von Istanbul verpflichtet
hatte. Ein Zeichen gegen Gewalt gegen Kinder und Jugendliche setzte der Nationalrat
auch durch Befürwortung einer Motion, die das Recht auf eine gewaltfreie Erziehung im
Zivilgesetzbuch verankern möchte. Der Ständerat äusserte sich bis Ende Jahr noch
nicht zum Geschäft. Ebenfalls kam es zu breiten medialen Vorwürfen bezüglich Gewalt
in Bundesasylzentren, woraufhin das SEM einen Bericht erarbeiten liess. 

Nicht zuletzt wurde im Berichtsjahr mit verschiedensten Publikationen und Aktionen
auf das 50-jährige Bestehen des Frauenstimm- und -wahlrechts Bezug genommen. Mit
Corona-bedingter Verspätung fand im September die offizielle Feier des Bundes statt.
Ende Oktober tagte zum zweiten Mal nach 1991 die Frauensession, die insgesamt 23
Forderungen zu unterschiedlichen Themen als Petitionen verabschiedete. Darüber
hinaus wurde an diesen Anlässen auch über die Gewährung politischer Rechte an
weitere Gruppen diskutiert, so etwa an Personen ohne Schweizer Pass, Minderjährige
und Menschen mit einer Beeinträchtigung. Bezüglich Letzteren nahm der Ständerat im

BERICHT
DATUM: 31.12.2021
MARLÈNE GERBER
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Herbst 2021 ein Postulat an, das den Bundesrat aufforderte, Massnahmen aufzuzeigen,
damit auch Menschen mit einer geistigen Behinderung uneingeschränkt am politischen
und öffentlichen Leben teilhaben können.

Wie die APS-Zeitungsanalyse 2021 zeigt, erhielten Fragen rund um die Familien- und
Gleichstellungspolitik im Jahr 2021 im Gegensatz zu Fragen zur Asyl- und
Migrationspolitik überaus starke mediale Aufmerksamkeit. Der Zeitvergleich macht
überdies deutlich, dass die Berichterstattung im Bereich Asyl und Migration über die
letzten Jahre konstant an Bedeutung eingebüsst hat. 

Dieses fehlende Interesse der Medien ist ob der umstrittenen Gesetzesänderungen des
Parlaments im Bereich Asylpolitik, welche die Grundrechte der Asylsuchenden
einschränkten, bemerkenswert. So können Schweizer Behörden künftig mobile Geräte
der Asylsuchenden verwenden, um beim Fehlen von Ausweispapieren Rückschlüsse auf
die Identität einer Person zu gewinnen. Dieser Beschluss provozierte eine negative
Reaktion des UNHCR. Zudem schuf das Parlament ein Reiseverbot für vorläufig
aufgenommene Personen und entschied, dass Personen in Ausschaffungshaft zum
Wegweisungsvollzug zur Durchführung eines Covid-19-Tests gezwungen werden
können. Unterschiedliche Ansichten vertraten die beiden Räte in Bezug auf junge
Asylbewerbende. So lehnte es der Ständerat ab, die Administrativhaft für Minderjährige
abzuschaffen, nachdem sich der Nationalrat für diese Forderung im Vorjahr noch offen
gezeigt hatte. Ebenso setzte sich der Nationalrat im Berichtsjahr durch Unterstützung
einer Motion dafür ein, dass Personen mit abgewiesenem Asylentscheid ihre berufliche
Ausbildung beenden dürfen, während sich der Ständerat nach der Beratung einer
anderen Motion gegen diese Möglichkeit aussprach. Schliesslich wollte der Ständerat
den Familiennachzug von Schutzbedürftigen erschweren, wogegen sich der Nationalrat
aber erfolgreich sträubte. Im Sammelstadium scheiterte überdies eine Volksinitiative
des ehemaligen Nationalrats Luzi Stamm, gemäss welcher Asylbewerbende in der
Schweiz nur noch mit Sachleistungen hätten unterstützt werden sollen: Seine
Volksinitiative «Hilfe vor Ort im Asylbereich», die in erster Linie Flüchtlingen primär in
der Nähe der Krisengebiete und nicht in der Schweiz helfen wollte, scheiterte an den
direktdemokratischen Hürden. 11

Migrationspolitik

Le projet d'égalité du partenariat enregistré et du mariage devant la procédure de
naturalisation, porté par cinq initiatives parlementaires (13.418; 13.419; 13.420; 13.421;
13.422) émanant des partis vert'libéral, bourgeois démocrate, écologiste, socialiste ainsi
que de la députée PLR Doris Fiala (plr, ZH), a été accepté en mars 2016 par le Conseil
national. Seule opposante, l'UDC craignait que ce projet ne soit un moyen d'atteindre le
mariage pour tous de manière détournée. Elle avait en outre peur que le nombre de
naturalisations explose. Les partisans de l'initiative ont jugé ces scenarii peu probables
et avant tout estimé que l'inégalité de traitement actuelle entre couples hétéro- et
homosexuels était inacceptable. L'initiative parlementaire a ainsi récolté 122 voix
favorables contre 62, avec 8 abstentions. Trois membres de l'UDC ont tout de même
voté pour l'initiative. Les abstentions provenaient de cinq membres du PDC, ainsi
qu'une de l'UDC, du PLR et du PBD. Comme l'initiative implique une modification de la
loi sur la nationalité, mais surtout de la Constitution, le peuple devra se prononcer sur
le texte. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.03.2016
SOPHIE GUIGNARD

En septembre 2016, le Conseil des Etats a suspendu pour une durée vraisemblablement
supérieure à une année le traitement des initiatives parlementaires visant l'égalité du
partenariat enregistré et du mariage devant la procédure de naturalisation. Elles
seront traitées une fois que l'initiative parlementaire vert'libérale "le mariage civil pour
tous" aura été liquidée. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.2016
SOPHIE GUIGNARD
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Familienpolitik

Die EDU lancierte daraufhin ihrerseits eine Petition, welche im September mit rund
88 000 Unterschriften eingereicht wurde. Sie verlangt, dass die traditionelle Familie
vom Staat rechtlich und finanziell klar bevorzugt wird. Eine Gleichstellung der
homosexuellen mit den heterosexuellen Paaren lehnt sie in aller Form ab, da ihrer
Ansicht nach eine Gesellschaft, die Homosexualität fördere, sich selber zerstöre. 14

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 07.09.1995
MARIANNE BENTELI

Eine Petition mit über 85 000 Unterschriften forderte "gleiche Rechte für
gleichgeschlechtliche Paare". Die Schwulen- und Lesbenorganisationen verlangten
insbesondere das Aufenthaltsrecht für die ausländischen Partner und Partnerinnen
sowie die Gleichstellung mit heterosexuellen Ehepaaren im Krankheits- oder
Todesfall. 15

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 31.12.1995
MARIANNE BENTELI

Als erste evangelisch-reformierte Kantonalkirche will jene von St. Gallen die
homosexuelle Lebenspartnerschaft vorbehaltlos anerkennen und kirchlich segnen. In
einem Bericht, der von interessierten Kreisen als einzigartig für eine Amtskirche in der
Schweiz und im gesamten deutschsprachigen Raum bezeichnet wurde, kamen die
Kirchenvertreter zur Überzeugung, dass kein theologischer Grund dagegen spricht,
Menschen, die ernsthaft zusammenleben wollen, in einer gottesdienstlichen Feier zu
segnen. Homosexuelle Mitmenschen seien zu ermutigen, sich zu ihrer Homosexualität
zu bekennen und eine möglichst ganzheitliche und stabile Partnerbeziehung
anzustreben. Eine Kommission wurde beauftragt, entsprechende Änderungen der
Kirchenordnung vorzubereiten. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.07.1996
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat soll prüfen, wie die rechtlichen Probleme gleichgeschlechtlicher
Paarbeziehungen beseitigt werden können. Bei der Behandlung einer diesbezüglichen,
1995 eingereichten Petition, beschloss der Nationalrat mit 68 gegen 61 Stimmen ein
entsprechendes Postulat seiner Rechtskommission. Der Bundesrat war aber kurz zuvor
auch schon von sich aus tätig geworden und hatte das Bundesamt für Justiz mit der
Erstellung eines Berichts beauftragt, der die verschiedenen gesetzlichen Möglichkeiten
aufzeigen soll, nach denen nicht konventionell verheiratete Paare zusammenleben. Die
ebenfalls im Vorjahr eingereichte Petition aus EDU-Kreisen für die Förderung
"gesunder" Familien und gegen die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Paare wurde
in seiner Hauptstossrichtung klar mit 92 zu 30 Stimmen abgelehnt; einzig der
unbestrittene Teil der Petition (Schutz von Familie und Ehe) wurde dem Bundesrat zur
Kenntnisnahme überwiesen. 17

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 19.09.1996
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat schrieb die im Vorjahr vom Nationalrat an den Bundesrat überwiesene
Petition für gleiche Rechte für gleichgeschlechtliche Paare ab. Da der Bundesrat einen
Bericht zur Beseitigung rechtlicher Probleme - Steuer-, Zivilstands-, Erbschafts- und
Ausländerfragen - in Auftrag gegeben habe, sei es überflüssig, hier doppelt zu nähen. In
den Augen der Ständeratskommission ist eine weitgehende Gleichstellung
gleichgeschlechtlicher Beziehungen mit einer Ehe allerdings nicht wünschenswert,
weshalb sie auch ein entsprechendes Postulat einer Kommissionsminderheit unter
Aeby (sp, FR) ablehnte. Gleich wie schon der Nationalrat überwies die kleine Kammer
eine Petition der EDU, die sich gegen diese Gleichstellung wehrte, nur im
proklamatorischen zweiten Punkt (Schutz "gesunder" Familien) dem Bundesrat zur
Kenntnisnahme. 18

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 19.06.1997
MARIANNE BENTELI

Schwule und Lesben verliehen ihrer Forderung nach einer vollen Gleichstellung ihrer
Partnerschaft mit der Ehe Nachdruck. Sie leiteten dem EJPD zwei Gesetzesprojekte zu
ihrem Anliegen zu. Der erste Vorschlag sieht eine Öffnung der Ehe für Schwule und
Lesben vor, der zweite eine registrierte Partnerschaft mit grundsätzlich den gleichen
Rechten und Pflichten wie in der Ehe. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.11.1997
MARIANNE BENTELI
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Die Homosexuellenorganisation «Pink Cross» und die «Lesbenorganisation Schweiz»
verlangten eine ausdrückliche Erwähnung des Verbots der Diskriminierung von
Schwulen und Lesben in Art. 7 Abs. 2 der revidierten Bundesverfassung, welcher
festhält, dass niemand diskriminiert werden darf. In die vom Bundesrat vorgeschlagene
beispielhafte Aufzählung der wichtigsten Diskriminierungsgründe (Herkunft,
Geschlecht, Rasse, Sprache, soziale Stellung, religiöse, weltanschauliche oder politische
Überzeugung sowie körperliche oder geistige Behinderung) soll nach Ansicht der
Schwulen und Lesben auch die «sexuelle Orientierung» aufgenommen werden. 24
Organisationen, darunter die SP, der SGB und die Grünen hatten dieses Ansinnen in der
Vernehmlassung unterstützt. Die parlamentarische Verfassungskommission des
Ständerats lehnte diese Forderung ab, da der Schutz durch das allgemeine
Diskrimierungsverbot gegeben sei. Diejenige des Nationalrats trat hingegen auf das
Anliegen ein und nahm den – allerdings umfassenderen – Begriff «Lebensform» in die
Liste auf. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.11.1997
MARIANNE BENTELI

In der Sommersession überwies der Nationalrat ein Postulat der liberalen Fraktion, das
den Bundesrat ersucht, die rechtliche Situation gleichgeschlechtlicher Paare
umfassend zu überprüfen. 21

POSTULAT
DATUM: 26.06.1998
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat nahm Kenntnis von den Antworten auf seine Vernehmlassung zur
rechtlichen Besserstellung gleichgeschlechtlicher Paare. Mit Ausnahme von EDU und
EVP bejahten alle Parteien einen gesetzgeberischen Handlungsbedarf, ebenso alle
Kantone ausser dem Thurgau. Über die konkrete Umsetzung gingen die Meinungen
allerdings auseinander. Wenn sich auch eine deutliche Mehrheit für eine registrierte
Partnerschaft aussprach (und nicht für die ebenfalls zur Diskussion stehende
obligationenrechtliche Lösung), so spaltete die Frage, ob es sich dabei um eine
Partnerschaft mit relativ eigenständigen oder über eine mit weitgehend ehelichen
Wirkungen handeln soll, die Vernehmlassungsteilnehmer in zwei ungefähr gleich grosse
Lager. Der Bundesrat entschied sich für die erste Variante, da sie rechtlich präziser
gefasst werden könne; bei einer eheähnlichen Partnerschaft wären die Abgrenzungen
zum Institut der Ehe schwierig. Eingeführt werden soll damit ein neues
Rechtsinstrument, das homosexuellen Paaren sowohl eine staatliche Anerkennung als
auch eine rechtliche Absicherung ihrer Beziehung ermöglicht. Im Vorentwurf für das
Gesetz sollen Regelungen im Erb-, Sozialversicherungs- und Steuerrecht ausgearbeitet
werden. Als besonders heikel dürfte sich die Frage des Aufenthaltsstatus für
ausländische Partner erweisen. Das Gesetz soll aber auch klare Schranken setzen. So
soll etwa die gemeinsame Adoption von Kindern durch schwule Paare ebenso
ausgeschlossen werden wie der Zugang lesbischer Partnerschaften zur medizinisch
unterstützten Fortpflanzung. Die Verbände der Schwulen und Lesben zeigten sich
einerseits erfreut darüber, dass nun erste Schritte zur rechtlichen Besserstellung getan
werden, andererseits aber enttäuscht darüber, dass die vorgeschlagene Lösung eher in
die Richtung von Sonderregelungen, denn von gleichen Rechten gehe. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.10.2000
MARIANNE BENTELI

Gleichgeschlechtliche Paare sollen die Möglichkeit erhalten, ihre Partnerschaft beim
Zivilstandsamt registrieren zu lassen. Der Bundesrat gab eine entsprechende
Gesetzesvorlage in die Vernehmlassung. In vielen Punkten sollen homosexuelle Paare
Ehepaaren gleichgestellt werden und sowohl deren Rechte wie Pflichten erhalten.
Vorteile bringt der Gesetzesvorschlag vor allem im Erb- und Sozialversicherungsrecht.
Die gemeinsame Adoption sowie die Adoption eines „Stiefkindes“ (aus einer früheren
heterosexuellen Beziehung) wird ihnen jedoch verwehrt, ebenso der Zugang zur
Fortpflanzungsmedizin, da nach Ansicht des Bundesrates zwei Väter oder zwei Mütter
das Kind in der heutigen Gesellschaft in eine Ausnahmesituation bringen würden.
Ausländische Partnerinnen und Partner sollen grundsätzlich einen Anspruch auf eine
fremdenpolizeiliche Aufenthaltsbewilligung erhalten, nicht aber auf eine erleichterte
Einbürgerung. Die Schwulen- und Lesbenorganisationen kritisierten die beiden letzten
Punkte als diskriminierende Sonderregelung. In ersten Stellungnahmen erklärte sich
lediglich die CVP mit den Vorschlägen zufrieden. Die SVP lehnte sie als Abwertung der
Ehe ab. Sowohl der SP wie der FDP ging die Gleichstellung zu wenig weit, weshalb sie
diesbezügliche Korrekturen verlangten. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.11.2001
MARIANNE BENTELI
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Die vom Bundesrat vorgeschlagene Registrierung gleichgeschlechtlicher Paare fand in
der Vernehmlassung breite Zustimmung. Einzig SVP und EVP lehnten sie rundweg ab.
Die Schweizerische Bischofskonferenz widersetzte sich einer zivilrechtlichen Regelung
nicht, erklärte aber, sie würde keine homosexuellen Partnerschaften segnen. FDP, SP,
dem Katholischen Frauenbund und den Homosexuellenorganisationen ging sie –
insbesondere wegen des vorgesehenen Adoptionsverbots – zu wenig weit. In seiner
Ende November verabschiedeten Botschaft hielt der Bundesrat aber daran fest, ebenso
wie am Verbot des Zugangs zur Fortpflanzungsmedizin. Er begründete dies damit, dass
sonst ein Kind entgegen der Natur rechtlich zwei Mütter oder zwei Väter hätte, wodurch
es zum gesellschaftlichen Aussenseiter würde. Das Bundesgesetz über die eingetragene
Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare stellt diese im Erb- und
Sozialversicherungsrecht sowie bei der beruflichen Vorsorge den Ehepaaren gleich.
Eine eingetragene Partnerschaft entsteht, indem die beiden Männer bzw. Frauen ihren
Willen beim Zivilstandsamt zu Protokoll geben – anders als bei einer Eheschliessung gibt
es kein Jawort. Auf den Namen und das Bürgerrecht hat dieser Akt keinen Einfluss.
Ausländische Partner werden den ausländischen Ehegatten von Schweizerinnen und
Schweizern resp. niedergelassenen Ausländerinnen und Ausländern gleichgestellt
(Anspruch auf eine Aufenthaltsbewilligung, nach fünf Jahren auf eine
Niederlassungsbewilligung). Liegt offensichtlich ein Missbrauch vor, kann der
Zivilstandsbeamte die Eintragung verweigern. Um möglichst wenig Probleme beim
Aufheben der Verbindung entstehen zu lassen, werden die Partner (anders als Eheleute)
von Gesetzes wegen der Gütertrennung unterstellt. Der Weg aus der anerkannten
Partnerschaft ist kürzer als jener aus einer Ehe: Ein Jahr Trennung genügt, um auch
gegen den Willen des anderen die Auflösung durchzusetzen. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2002
MARIANNE BENTELI

Nachdem die Stimmberechtigten des Kantons Zürich im Vorjahr das neue
Partnerschaftsgesetz gutgeheissen hatten, wurde dieses auf den 1. Juli in Kraft gesetzt.
Ab diesem Zeitpunkt können sich gleichgeschlechtliche Paare, die einen gemeinsamen
Wohnsitz haben, bei den Zivilstandsämtern registrieren lassen. Sie sind bei den
Schenkungs- und Erbschaftssteuern sowie der Sozialhilfe den Ehepaaren gleichgestellt.
Alle Bereiche die der Bund regelt, sind ausgeklammert, beispielsweise die Einkommens-
und Vermögenssteuer oder Adoptionen. In den ersten sechs Monaten liessen sich fast
200 Paare, davon vier Fünftel männliche, bei den Zivilstandsämtern eintragen. 25

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.06.2003
MARIANNE BENTELI

In der Wintersession behandelte der Nationalrat als erster das neue Bundesgesetz über
die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare. Damit können sich
homosexuelle Paare auf dem Zivilstandsamt eintragen lassen und werden so im
Erbrecht, im Ausländerrecht, im Sozialversicherungsrecht, bei der beruflichen Vorsorge
sowie im Steuerrecht den Ehepaaren gleichgestellt. Eine Auflösung der Partnerschaft
muss mit richterlichem Beschluss erfolgen und ist erst nach einem Jahr der Trennung
möglich. In der Eintretensdebatte sagte Bundesrätin Metzler, das Gesetz setze ein
Zeichen der Toleranz und helfe Diskriminierungen abzubauen. Sie betonte aber, das
neu geschaffene Rechtsinstitut sei nicht mit der Ehe gleichzusetzen, sondern lediglich
die rechtliche Absicherung von Lebensgemeinschaften zweier erwachsener Menschen.
Gegen Eintreten sprachen sich die SVP sowie die EVP/EDU-Fraktion aus. Die SVP
kritisierte, mit dem neuen Gesetz werde nur ein unnötiger neuer bürokratischer
Apparat aufgezogen. Grundsätzlicher gegen das Gesetz wandte sich die EDU: die
gleichgeschlechtliche Lebensweise sei widernatürlich und widerspreche der
Schöpfungsordnung Gottes. Als falsches Signal wertete auch die EVP die neue
Rechtsform, weil sie als eigentliche Alternative neben die Ehe gestellt werde. Eintreten
wurde mit 125 zu 55 beschlossen. Ein Antrag aus der CVP, die Anerkennung der
Partnerschaft nur in Form einer notariellen Erklärung zu ermöglichen, wurde in
ähnlichem Stimmenverhältnis abgelehnt.  (Zum Druck, den die katholischen Bischöfe
der Schweiz vor der Beratung der Vorlage auf die CVP ausübten, siehe hier.)

In der Detailberatung gab vor allem die Frage zu reden, ob den gleichgeschlechtlichen
Paaren auch die Möglichkeit der gemeinsamen Adoption eines Kindes offen stehen soll.
Bundesrätin Metzler begründete das vom Bundesrat vorgeschlagene Verbot der
Adoption sowie den verweigerten Zugang zur medizinisch assistierten Fortpflanzung
damit, dass man nicht einem Kind rechtlich zwei Mütter oder zwei Väter zuordnen
sollte, da damit die bisherigen Prinzipien des Kindesrechts durchbrochen würden.
Demgegenüber plädierten zwei links-grüne Kommissionsminderheiten dafür, das
Verbot ganz zu streichen oder zumindest die Adoption von leiblichen Kindern eines
Partners oder einer Partnerin zuzulassen, wenn sich dies für das Wohl des Kindes

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.2003
MARIANNE BENTELI
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vorteilhaft erweist. Diese Anträge wurden mit 111 zu 72 resp. 116 zu 56 Stimmen
abgelehnt. Die Vorlage passierte die Gesamtabstimmung mit 118 gegen 50 Stimmen. Die
Neinstimmen stammten von der geschlossenen EDU/EVP-Fraktion, von einer Mehrheit
der SVP- sowie einer Minderheit der CVP-Fraktion. Vor der Abstimmung hatte ein
Vertreter der EDU erklärt, seine Partei werde gegen das Gesetz das Referendum
ergreifen; SVP und EVP distanzierten sich mehr oder weniger klar von der
Referendumsankündigung der EDU. 26

Der Ständerat als Zweitrat verabschiedete das Bundesgesetz über die eingetragene
Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare (Partnerschaftsgesetz) einstimmig.
Vergebens beantragte der Walliser CVP-Vertreter Epiney Rückweisung an die
Kommission mit dem Auftrag, nicht ein eheähnliches Institut zu schaffen, das vom Volk
nur schwerlich akzeptiert würde, sondern die Frage über privatrechtliche Verträge zu
lösen. Schweiger (fdp, ZG) hielt dem entgegen, der Staat habe für Ehepaare so viele
Regelungen getroffen, die sich nur mit weiteren Rechtsinstituten auf
gleichgeschlechtliche Paare übertragen liessen. Sukkurs erhielt er von Bundesrat
Blocher, einem einstigen Gegner der Vorlage, der betonte, homosexuelle Paare sollten
einen gesetzlichen Rahmen für die gegenseitige Für- und Vorsorge im Rahmen des
öffentlichen Rechts erhalten. Verbal mochte niemand Epiney unterstützen. In der
Abstimmung erhielt der Rückweisungsantrag aber dennoch 11 Stimmen. Abgesehen von
wenigen redaktionellen Details folgte die kleine Kammer Bundes- und Nationalrat. In
der Schlussabstimmung wurde das Partnerschaftsgesetz vom Nationalrat mit 112 zu 51
und vom Ständerat mit 33 zu 5 Stimmen bei 4 Enthaltungen angenommen. Das von der
EVP und der EDU bereits im Vorjahr im Nationalrat angekündigte Referendum gegen
das Partnerschaftsgesetz kam mit etwas über 67'000 Unterschriften zustande. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.2004
MARIANNE BENTELI

Am 5. Juni billigten die Stimmberechtigten mit 58% Ja das Partnerschaftsgesetz, gegen
das die EVP und die EDU das Referendum ergriffen hatten. Die Kampagne vermochte
keine grossen Wellen zu schlagen; die SVP hatte zwar die Nein-Parole ausgegeben, trat
aber kaum in Erscheinung. Appenzell Innerrhoden, Jura, Schwyz, Tessin, Thurgau und
das Wallis lehnten die Vorlage ab. Das neue Gesetz ermöglicht homosexuellen Paaren,
ihre Partnerschaft beim Zivilstandesamt eintragen zu lassen. Damit erlangen sie
versicherungs-, berufsvorsorge-, erb- und steuerrechtlich dieselbe Rechtsstellung wie
heterosexuelle Paare, Adoption und Fortpflanzungsmedizin bleiben ihnen jedoch
verwehrt. Das neue Gesetz tritt voraussichtlich am 1. Januar 2007 in Kraft.

Abstimmung vom 5. Juni 2005

Beteiligung: 56,5%
Ja: 1 559 848 (58,0%) 
Nein: 1 127 520 (42,0%) 

Parolen:
– Ja: CVP (4*), FDP (1*), SP, CSP, GP, LP, PdA; SGB, evang. Kirchenbund, kath. und evang.
Frauenbund, Alliance F.
– Nein: SVP (*3), EVP, EDU, SD; Schweiz. Bischofskonferenz, Schweiz. Evang. Allianz.
– Stimmfreigabe: Lega.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Gemäss Vox-Analyse nahmen jüngere Personen und solche, die weniger intensiv am
religiösen Leben teilnehmen, die Vorlage eher an als ältere und stark religiöse
Menschen, wobei die Konfession keine Rolle spielte. Einen Einfluss auf den
Stimmentscheid hatte auch der gesellschaftliche Status und das Bildungsniveau:
Hochschulabsolventinnen und -absolventen befürworteten das Partnerschaftsgesetz
eher als Personen mit Grundschulausbildung. Die Mehrheit der Sympathisantinnen und
Sympathisanten der SP (81%), der FDP (63%) und der CVP (55%) folgten der Ja-Parole
ihrer Partei; bei der CVP hatten drei Sektionen (FR, TI und Unterwallis) die Nein-Parole
herausgegeben und jene von Neuenburg hatte Stimmfreigabe beschlossen. Auch die
Anhängerschaft der SVP beachtete trotz drei abweichenden Kantonalsektionen (BE, GR
und ZG) zu 60% die Nein-Empfehlung der nationalen Partei. Die Analyse der
Stimmmotive zeigte, dass die überwiegende Zahl der Stimmenden sich weniger mit den
konkreten Bestimmungen der Vorlage auseinandergesetzt, sondern vielmehr einen
grundsätzlichen Entscheid für oder gegen eine gesellschaftliche und rechtliche

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.2005
MAGDALENA BERNATH
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Anerkennung homosexueller Paare gefällt hatte. 28

Die grosse Kammer lehnte ferner eine Motion Jositsch (sp, ZH) ab, welche die
Diskriminierung von Menschen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung unter Strafe
stellen wollte. Obwohl die Bundesverfassung und zahlreiche kantonale Verfassungen die
Diskriminierungen im Zusammenhang mit Lebensweise oder sexueller Identität
ausdrücklich verbieten, kann laut Jositsch die Verleumdung von Menschen aufgrund
ihrer sexuellen Orientierung nach geltendem Recht strafrechtlich oftmals nicht verfolgt
werden.  29

MOTION
DATUM: 03.06.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Nationalrat bestätigte seine ablehnende Haltung in der Herbstsession, als er nicht
auf eine Petition des Vereins Familienchance eintrat, welche die Gleichstellung von
gleichgeschlechtlichen Paaren gegenüber heterosexuellen Paaren im Bereich des
Eltern- und Adoptionsrechts forderte. Im Gegensatz dazu sprach sich die
Rechtskommission des Ständerats im November dafür aus, dass Paare in eingetragener
Partnerschaft Kinder adoptieren dürfen. 30

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 15.11.2011
ANITA KÄPPELI

Verbände, die sich für homo- und bisexuelle Anliegen einsetzen, wehrten sich auch im
Berichtsjahr gegen das Adoptionsverbot für gleichgeschlechtliche Paare. Aus diesem
Grund versammelten sich ihre Vertreter im Mai in Bern zu einer Demonstration. Ihre
Unzufriedenheit mit dem Verbot ist insbesondere darin begründet, dass Homosexuelle
die Kinder ihrer Partner nicht adoptieren können, was im Falle eines Todesfalls des
Partners besonders gravierend ist, da diese Personen die Kinder des Partners teilweise
über Jahre miterzogen haben und über keinerlei Rechte verfügen. Das Bundesgericht
wies im Berichtsjahr die Beschwerde einer Klägerin ab, welche in einer eingetragenen
Partnerschaft lebt und das Kind ihrer Partnerin adoptieren wollte. Die Klägerin zog das
Urteil Ende des Berichtsjahres an den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in
Strassburg weiter, wo die Beschwerde Ende des Jahres noch hängig war. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2011
ANITA KÄPPELI

L’adoption par des couples homosexuels a été au centre des débats politiques lors de
l’année sous revue. Les revendications des familles arc-en-ciel avaient commencé en
2011 lorsque le Tribunal fédéral avait rejeté la demande d’une personne qui souhaitait
adopter les enfants de sa conjointe. Le soutien à ce cas s’était manifesté par le dépôt
d’une pétition « même chances pour toutes les familles » à Berne. La commission des
affaires juridiques du Conseil des Etats (CAJ CE) a donné suite à cette pétition et a ainsi
proposé la motion « Droit de l’adoption. Mêmes chances pour toutes les familles ». Le
Conseil fédéral a pris position sur le sujet en exprimant son soutien à l’adoption des
enfants indépendamment de l’orientation sexuelle des couples. Cependant, le
gouvernement préfèrerait une limitation de l’adoption aux enfants du partenaire et non
un accès sans restriction à l’adoption. Le Conseil des Etats n’a pas souhaité inclure les
limitations du Conseil fédéral et a adopté la motion par 21 voix contre 19. Lors du
passage de la motion devant le Conseil national, les discussions ont été bouillonnantes
et se sont même transformées en attaques personnelles. Deux propositions de minorité
antagonistes ont encore accentué les profondes divisions sur le sujet. Une minorité
socialiste a proposé l’acceptation de la motion telle qu’au Conseil des Etats, alors
qu’une minorité émanant de l’UDC et de quelques membres du PLR a demandé le rejet
de la motion. La proposition de la majorité a modifié la motion en limitant l’adoption à
l’enfant du partenaire enregistré. Au vote, le Conseil national a suivi la majorité par
113 voix contre 64 et 4 abstentions, l’opposition se retrouvant dans les rangs du groupe
pdc-pev et udc. Le Conseil des Etats devra s’exprimer sur le projet modifié en 2013. 32

MOTION
DATUM: 13.12.2012
EMILIA PASQUIER

En mars, les sénateurs se sont à nouveau penchés sur la question du droit de
l’adoption au sein des familles arc-en-ciel. En effet, alors que les sénateurs avaient
opté pour une position libérale en accordant un droit d’adoption sans restriction, le
Conseil national avait lui modifié l’objet « Droit de l’adoption. Même chances pour
toutes les familles » en limitant l’adoption aux enfants du partenaire enregistré,
calquant ainsi sa position sur celle du gouvernement. De retour à la chambre haute, la
version réduite du droit à l’adoption pour les couples homosexuels a dû faire face à une
proposition de minorité Häberli-Koller (pdc, TG) demandant le rejet de la motion. Cette
minorité n’a pas convaincu les politiques, qui ont préféré la version remaniée du droit à

ANDERES
DATUM: 04.03.2013
EMILIA PASQUIER
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l’adoption par 26 voix contre 16. Un front référendaire alliant des membres de l’UDC, du
PDC, du PEV et de l’UDF a déclaré qu’il combattrait cette décision. Il est également
intéressant de noter que ce débat s’est inscrit dans un contexte particulier. En effet,
l’année sous revue a été le théâtre de très grands rassemblements en France. Les
mobilisations contre le mariage homosexuel, ou « mariage pour tous », ont ainsi
régulièrement fait les gros titres des quotidiens romands. 33

Suivant l’exemple genevois, le conseiller national Mathias Reynard (ps, VS) a déposé une
initiative parlementaire visant à pénaliser les propos homophobes, pour lutter contre
les discriminations basées sur l'orientation sexuelle. Sa démarche ferait notamment
suite aux propos de Grégory Logean, ancien président des Jeunes UDC, qui avait
qualifié l’homosexualité de comportement « déviant » en 2009. La situation légale avait
ainsi amené le Tribunal fédéral à rejeter la plainte et à attribuer frais de justice aux
plaignants. La demande de Mathias Reynard a trouvé un soutien lors du Conseil des
droits de l’homme du l’ONU. En effet, le Canada a dénoncé le vide juridique et pénal de
la Suisse en matière de protection des minorités sexuelles. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.03.2013
EMILIA PASQUIER

La ville de Zurich a lancé une campagne de sensibilisation sur la violence au sein des
couples lesbiens. Avec des affiches portant des slogans comme « Jamais je n’aurais cru
qu’une femme puisse me battre », les autorités zurichoises espèrent sensibiliser les
femmes victimes de violence par leur compagne. 35

ANDERES
DATUM: 02.04.2013
EMILIA PASQUIER

Déposée en novembre 2012, l’initiative du PDC « Pour le couple et la famille – Non à la
pénalisation du mariage » a été traitée par le gouvernement au cours de l’année sous
revue. Le texte souhaite que les couples mariés ne soient plus désavantagés fiscalement
par rapport aux autres modes de vie. Le Conseil fédéral a reconnu que les couples
mariés souffraient de discrimination, notamment concernant l’impôt fédéral direct.
Dans son message, le Conseil fédéral recommande d’accepter l’initiative sans faire
d’allusion à la première phrase de l’art. 14, al.2 proposé par le PDC : « Le mariage est
l’union […] d’un homme et d’une femme », formulation qui a été largement critiquée
par les groupes de défense des homosexuels et des transgenres. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2013
EMILIA PASQUIER

Le Conseil national a décidé lors de la session de printemps 2015 de donner suite à
l'initiative parlementaire de Mathias Reynard (ps, VS). Ce dernier propose de modifier
l'article du code pénal concernant la discrimination et l'incitation à la haine, de
manière à pénaliser également les discriminations fondées sur l'orientation sexuelle.
L'initiative avait été débattue au Conseil national en même temps qu'une initiative
cantonale de Genève, qui vise elle aussi à pénaliser les propos homophobes, en
modifiant non seulement le code pénal, mais également la Constitution. La pétition
lancée lors de la session des jeunes 2013 va plus loin car elle souhaite en plus de la
pénalisation de la discrimination une égalité totale des homosexuels et hétérosexuels
en regard du mariage. L'entrée en matière sur l'initiative Reynard a été acceptée à 103
voix contre 73, avec 9 abstentions. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.03.2015
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session des jeunes, les parlementaires en herbe avaient déposé une pétition
réclamant l'égalité des droits pour les homosexuels. Celle-ci a été débattue au Conseil
national en même temps qu'une initiative cantonale émanant de Genève et l'initiative
parlementaire du député Reynard (ps, VS) exigeant toutes deux que la discrimination en
fonction de l'orientation sexuelle soit pénalisée dans la Constitution pour la première
et figure dans le code pénal pour la deuxième. Ces deux propositions ont été
acceptées, à l'inverse de la pétition. Celle-ci allait plus loin que les deux initiatives, en
demandant notamment le droit au mariage pour les couples homosexuels. Une minorité
avait proposé que la pétition soit renvoyée en commission avec consigne pour celle-ci
d'en élaborer une motion ou un postulat. La chambre basse a balayé la suggestion,
préférant à 92 voix contre 85 et 8 abstentions de ne pas donner suite à l'objet de la
session des jeunes. 38

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 17.12.2015
SOPHIE GUIGNARD
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Le Conseil national s'est penché, lors de la session d'automne 2018, sur le projet de la
commission des affaires juridiques du Conseil national, visant à pénaliser les propos
homophobes, selon l'initiative parlementaire Reynard. La proposition a été saluée lors
de la procédure de consultation. Sur les 45 interlocuteurs (cantons, partis, associations,
organisations, etc.) seuls 10 s'y sont opposés, les autres y adhérant sans réserve sur le
principe ou souhaitant voir une extension des critères de discrimination. La
commission elle-même a approuvé le projet mis en consultation par 14 voix contre 10 et
1 abstention. Le Conseil fédéral s'est déclaré favorable au projet, à condition de
renoncer au critère d'identité de genre, qui pourrait poser des problèmes
d'application. La droite du Conseil national s'est opposée au projet. Selon le député
Nidegger, la discrimination contre les personnes homosexuelles appartient au passé et
ne nécessite pas d'intervention au niveau pénal. Son parti s'oppose à une modification
de la norme antiracisme, dont il conteste la validité. Lors du débat, Mathias Reynard a
souligné qu'une personne homosexuelle sur cinq a tenté de mettre fin à ses jours,
appuyant ainsi l'urgence et la réalité de la discrimination, que la législation actuelle ne
permet pas de combattre, les propos homophobes proférés en termes généraux
n'étant pas reconnus comme une infraction à l'honneur. Le rejet frontal de l'initiative a
été balayé par 115 voix contre 60. Le Conseil national a également conservé la notion
d'identité de genre dans le projet, qui vise à protéger les personnes transgenres et
celles dont le sexe n'est pas déterminé. Il appartient désormais au Conseil des Etats de
se prononcer sur le sujet. 39

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil des Etats a lui aussi accepté de pénaliser les propos homophobes, par 32
voix contre 10. Cependant, la notion d'identité de genre, approuvée par le Conseil
national, n'a pas convaincu les sénatrices et sénateurs. Par 23 voix contre 18, le
chambre haute a refusé d'inscrire ce «concept flou» dans la loi. Le projet devra donc
repasser par la chambre du peuple pour régler cette divergence. 40

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.11.2018
SOPHIE GUIGNARD

Après que le Conseil national a accepté de supprimer la notion d'identité sexuelle du
projet, l'initiative Reynard (ps, VS) visant à pénaliser les propos homophobes a été
soumise au vote final dans les deux chambres. Seule l'orientation sexuelle comme motif
de discrimination sera ajoutée à la norme pénale antiraciste. 121 voix contre 67
(provenant de l'UDC et de 5 PLR) et 8 abstentions (4 UDC, 2 PLR et 2 PDC) ont accepté
l'objet au National et 30 voix contre 12 (UDC et PLR) et une abstention (PLR) ont fait
passer la rampe à la nouvelle norme aux Etats. Désormais, les déclarations homophobes
faites publiquement et rabaissant les personnes d'une manière contraire à la dignité
humaine seront poursuivies d'office. Les peines encourues vont d'une amende
pécuniaire à une privation de liberté allant jusqu'à trois ans. 41

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2018
SOPHIE GUIGNARD

Un comité mené principalement par des membres de l'Union démocratique fédérale
ainsi que l'UDC a déposé le lundi 8 avril 2019 un référendum contre la loi résultant
d'une initiative parlementaire Reynard, acceptée en chambres, qui visait à pénaliser les
propos homophobes. Le comité référendaire estime que les discriminations sur les
orientations sexuelles sont un phénomène marginal, et que l'extension de la norme
antiraciste conduirait à des «vagues de plaintes absurdes contre des personnes qui
adoptent une attitude critique à l'égard de l'homosexualité», rapporte un article du
quotidien Le Temps. Le référendum a été nommé «non à la censure», et la liberté
d'expression sert de ressort principal au discours des référendaires. Selon le comité, la
loi contre le racisme existante a déjà été créée pour «faire taire les opposants
politiques». Une banderole appelant à la tolérance, à la diversité des opinions ainsi que
de nombreuses références à la Convention européenne des Droits de l'Homme ont
accompagné la remise des paraphes. Pour rappel, la récolte des signatures avait été
entachée par un scandale, lorsque Mathias Reynard avait dénoncé sur les réseaux
sociaux les pratiques des référendaires. Certains d'entre eux auraient fait croire aux
potentiels signataires que leur texte était une initiative contre l'homophobie. 42

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.04.2019
SOPHIE GUIGNARD
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La population suisse a accepté le 9 février 2020 de pénaliser les propos homophobes à
61.3 pourcent des voix. Avec une participation de 41.69 pourcent, le référendum contre
l'initiative parlementaire Reynard n'a pas passé la rampe. L'initiative du socialiste
valaisan bénéficiait d'un large soutien. A l'exception de l'UDC, tous les partis
représentés sous la coupole et leur section jeunes se sont prononcés pour, ainsi que le
jeune parti évangélique et le parti pirate. Dans la société civile, outre les associations
LGBTQIA+, des organisations féministes et de défense des droits humains ont soutenu
la campagne, de même que l'USS et pro familia. Du côté des Eglises, la fédération suisse
des communautés israélites et les Eglises évangéliques réformées ont offert un soutien
remarqué. Les affiches du comité «pour une protection contre les discriminations»
mettaient en scène, sur fond rose pâle, deux cœurs entrelacés à l'abri d'un parapluie.
Ces affiches, portant le slogan «non à la haine» pouvaient être aperçues dans de
nombreux magasins, bars et restaurants les semaines précédant la votation.
Le résultat de la votation n'a pas créé la surprise, l'analyse SRG Trend estimait en
décembre 2019 à 69 pourcent les votant-e-s en faveur de l'objet, une erreur de 8
points de pourcentage par rapport au résultat effectif. Seuls les cantons d'Uri,
Appenzell Rhodes Intérieures et Schwyz se sont opposés à la loi contre les
discriminations. 
L'analyse VOTO révèle que les participant-e-s au sondage ont voté en faveur de l'objet
principalement pour lutter contre les discriminations et protéger les personnes
LGBTQIA+. L'argument brandis par les adversaires de l'initiative, à savoir que
l'élargissement de la norme antiraciste représentait une limitation de la liberté
d'expression n'a convaincu que 10% des enquêté-e-s. Il s'agissait plutôt pour les
adversaires de ne pas ajouter d'interdictions à une loi en vigueur selon elles et eux déjà
suffisante.

Votation du 9 février 2020 
Participation: 41.69% 
Oui: 1'414'160 (63.1%) / Cantons: 20 1/2
Non: 827'235 (36.9%) / Cantons: 2 1/2 

Consignes de vote: 
- Oui: Les Verts, PS, PLR, PDC, Vert'libéraux, Union des villes suisses, Union syndicale
suisse (USS), Eglise évangélique-réformée (EERS), Fédération suisse des communautés
israélites (FSCI)
- Non: UDC. UDF, Association des propriétaires fonciers (HEV), Réseau évangélique
suisse
- Liberté de vote: PEV 43

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.02.2020
SOPHIE GUIGNARD

Dass die «Ehe für alle» an der Urne wohl angenommen werden würde, zeichnete sich
bereits relativ früh in der Abstimmungskampagne ab. Schon die ersten Umfragen von
Tamedia und SRG ab Mitte August zeigten komfortable Mehrheiten für die Vorlage von
weit über 60 Prozent, woraufhin die Medien die Abstimmung bereits für gewonnen
erklärten. Dies tat der Intensität, mit der sie über die Abstimmungsvorlage berichteten,
indes keinen Abbruch. Häufig porträtierten sie gleichgeschlechtliche Paare oder
homosexuelle Prominente, die der Vorlage ein Gesicht gaben. Weiter machte die
Befürwortendenseite zwar nicht mit einer breiten Inseratekampagne, aber vor allem mit
bunten Aktionen auf sich aufmerksam, welche die Medien in Druckerschwärze
übersetzten. So planten die Befürwortenden zum Kampagnenstart Ende Juni Aktionen
in zwanzig Städten, führten Hochzeitszeremonien auf dem Berner Helvetiaplatz durch
oder weibelten an Pride-Umzügen für die Vorlage. Über 20'000 Teilnehmende
verzeichnete etwa die Zurich Pride, nachdem LGBTQ+-Organisationen auf die
«wichtigste gesellschaftspolitische Abstimmung seit Jahrzehnten» hingewiesen und zur
Teilnahme an der Demonstration durch die Innenstadt aufgerufen hatten. Beim Umzug
mit dabei waren nicht nur Angehörige der LGBTQ+-Gemeinschaft, sondern unter
anderem auch Grossunternehmen wie IKEA, UBS und Swiss sowie Sektionen der Polizei
und der Armee. Dass die Unterstützung in der Gesellschaft ausgesprochen breit war,
zeigte sich somit also nicht nur an der klar positiven Tonalität in den Medien, welche
das FÖG festgestellt hatte, oder an der öffentlichen Unterstützung durch viele
Prominente, sondern auch durch klare Positionsbezüge von Unternehmen  –  ein in der
Schweiz während Abstimmungskampagnen eher selten beobachteter Umstand. Dass
sich IKEA in einen Schweizer Abstimmungskampf einschaltete, war indes nicht ganz neu:
Bereits im Vorjahr hatte sich das Möbelunternehmen mit Inseraten und Clips für die
Einführung des Vaterschaftsurlaubs ausgesprochen.

Das im Abstimmungskampf immer wieder vorgebrachte Argument der Befürwortenden

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.06.2021
MARLÈNE GERBER
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lautete, dass es die Annahme der Vorlage ermögliche, eine nach wie vor bestehende
und für viele Menschen unbegründet erscheinende rechtliche Ungleichbehandlung zu
beseitigen, ohne dass anderen Personen daraus Nachteile erwachsen würden. Es sei
nicht die Aufgabe des Staates, private Beziehungen zu werten oder Menschen
vorzuschreiben, wie sie ihr Privat- und Familienleben zu führen hätten, führte
Bundesrätin Keller-Sutter an ihrer Medienkonferenz zur Eröffnung der
Abstimmungskampagne weiter aus. Mit der zivilen Ehe könnten Ungleichheiten für
gleichgeschlechtliche Paare in Bezug auf die gemeinsame Adoption, den Zugang zu
Fortpflanzungsmedizin und bei der Einbürgerung beseitigt werden, die trotz der
Möglichkeit der eingetragenen Partnerschaft bisher fortbestanden hätten. Zudem
hätten Studien gezeigt, «dass für die Entwicklung der Kinder nicht die
Familienkonstellation entscheidend ist, sondern die Fürsorge und die Zuwendung, die
sie in der Familie erhalten». Dies brachte die Bundesrätin vor, um eines der
Hauptargumente der Gegnerschaft zu entkräften.

Denn insbesondere Letzteres bestritten Angehörige des Referendumskomitees nämlich
vehement und richteten sich dezidiert gegen die mit der Vorlage zu schaffende
Neuerung, welche lesbischen Paaren in der Schweiz Zugang zur Samenspende
verschaffen wollte. Die Argumente der Gegnerschaft gründeten dabei auf dem
Kindeswohl – die «Psyche der Kinder bleibt auf der Strecke», titelt etwa die Weltwoche,
deren Redaktion sich hauptsächlich gegen die Vorlage stellte. Jedes Kind habe ein
Recht auf einen Vater. Ein Kind brauche Vorbilder von beiden Geschlechtern und «die
Verwurzelung in der Ursprungsfamilie [sei] für die kindliche Identitätsbildung zentral»,
argumentierte die Gegnerschaft im Abstimmungsbüchlein. In den Medien zu reden gab
in diesem Zusammenhang auch ein von gegnerischen Kreisen unter der Leitung des
ehemaligen Walliser Nationalrats Oskar Freysinger lanciertes Abstimmungsplakat, das in
schwarzweisser Farbgebung grossflächig das Gesicht eines Zombies mit stechenden
Augen zeigte, begleitet vom Slogan «Enfants avec un mort» respektive «Kinder mit
einem Toten». Nach Berichten aus einer Walliser Gemeinde, in der ein Plakat in der
Nähe einer Primarschule aufgestellt worden war und daraufhin wegen verängstigten
Reaktionen hatte entfernt werden müssen, wurden hingegen die Auswirkungen des
Plakats selber auf das Kindswohl diskutiert. Nicht zuletzt sei der Zugang zur
Samenspende für lesbische Paare auch nicht verfassungskonform, da Art. 119 der BV die
medizinisch unterstützte Fortpflanzung nur bei Unfruchtbarkeit oder Gefahr einer
schweren Krankheit erlaube, argumentierten die Gegnerinnen und Gegner weiter. Es
gehe nicht, lesbische Paare aufgrund eines unerfüllten Kinderwunsches als unfruchtbar
einzustufen. Als weitere negative Folge des Zugangs zur Samenspende für lesbische
Paare befürchtete die Gegnerschaft bereits weitere Lockerungsschritte in der
medizinisch unterstützten Fortpflanzung, namentlich die Eizellenspende und die
Leihmutterschaft, da auch Alleinstehende oder schwule Paare sich bald auf ihr Recht
auf Kinder berufen könnten. 

Überaus häufig berichteten die Medien im Laufe der Abstimmungskampagne auch über
die Positionsbezüge von Parteien und Kirchen, da sich die Haltungen auch innerhalb
gewisser Parteien und kirchlicher Kreise teilweise stark unterschieden. Während sich
alle Sektionen der SP, Grünen, GLP und auch der FDP –  nach einigen Wirren bei den
Jungfreisinnigen in Genf und mit Ausnahme der Stimmfreigabe der Kantonalsektion
Jura – für die Vorlage ausgesprochen hatten, zeigte sich das Bild bei der Mitte und der
SVP etwas weniger klar. Schliesslich kam es zwar nur zu wenigen abweichenden
kantonalen Parolenfassungen, aber dennoch äusserten sich prominente
Aushängeschilder öffentlich mit abweichenden Parteimeinungen. Bei der Mitte
scherten etwa der Tessiner Nationalrat Marco Romano und sein Walliser Ratskollege
Benjamin Roduit aus. Beide engagierten sich im Referendumskomitee, obwohl die Mitte
an ihrer Delegiertenversammlung ein deutliches Ja beschlossen hatte. Auf der anderen
Seite gab es bei der SVP, die das Referendum ergriffen hatte, vor allem junge
Parteimitglieder, welche die Vorlage öffentlich unterstützten. Präsent in den Medien
waren vor allem Michael Frauchiger, Vorstandsmitglied der SVP Zürich und als
Homosexueller potentiell von der Vorlage betroffen, sowie die Aargauer Nationalrätin
Martina Bircher. Frauchiger lancierte ein eigenes Ja-Komitee aus SVP-Mitgliedern, um
sichtbar zu machen, dass die SVP keine Hinterwäldler-Partei sei, wie er gegenüber den
Medien erklärte. Gegenüber dem Blick liess Bircher verlauten, dass sie innerhalb der
SVP in dieser Frage einen Graben zwischen der älteren und der jüngeren Generation
vermute, wobei erstere auch religiöse Werte in den Vordergrund stelle, während sich
letztere primär gegen jegliche Einmischung durch den Staat zur Wehr setze.
Nicht nur zwischen, sondern auch innerhalb der Kirchen unterschieden sich die
Positionen zur «Ehe für alle»: Während die Schweizerische Bischofskonferenz (SBK) ein
Nein beschloss, portierte der Katholische Frauenbund ein Ja, ebenso wie die
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evangelisch-reformierte Kirche. Expertinnen und Experten stellten bei den Kirchen in
Fragen rund um die Homosexualität in den letzten Jahren einen zunehmenden
Wertewandel fest, was eine aktuelle GFS-Studie zumindest nicht widerlegte. Gemäss
dieser befürworteten zwei Drittel der Katholikinnen und Katholiken die zur Abstimmung
stehende Vorlage. Hingegen warfen einzelne im Vorfeld der Abstimmungen publizierte
Zeitungsberichte Licht auf die in gewissen Kreisen noch immer existierende Praxis der
Konversionstherapie. 44

Ende September 2021 durfte die «Ehe für alle» schliesslich den von ihren
Befürwortenden bereits lang ersehnten Erfolg in der Volksabstimmung feiern, womit
auch die Schweiz als beinahe letztes Land Westeuropas ihren gleichgeschlechtlichen
Paaren das Recht zur Eheschliessung zugestand. Bei einer Stimmbeteiligung von 52.6
Prozent befürworteten deutliche 64.1 Prozent der Stimmenden die Möglichkeit der
zivilen Ehe für gleichgeschlechtliche Paare. Besonders erfreut zeigten sich die
Befürwortenden auch darüber, dass sich die Stimmbevölkerung in allen 26 Kantonen
mehrheitlich für die Vorlage ausgesprochen hatte. «Eine Abstimmung wird zum
Triumph für die gleichgeschlechtliche Liebe», titelte etwa die NZZ und wertete die
Zustimmung der Kantone als Bestätigung dafür, dass die Vorlage auch dann erfolgreich
gewesen wäre, wenn sie mittels Verfassungsänderung umgesetzt worden wäre, wie dies
die Gegnerschaft mehrfach verlangt hatte. Nicht zuletzt zeige die Volksabstimmung
auch einen spürbaren Wertewandel in den ländlichen Gebieten, denn bei der 2005
erfolgten Volksabstimmung über die eingetragene Partnerschaft hätten sich einige
ländlich geprägte Kantone noch mehrheitlich gegen mehr Rechte für
gleichgeschlechtliche Paare ausgesprochen, so die NZZ weiter. 
Gleichwohl variierte die Zustimmung zwischen den Kantonen auch bei dieser
Abstimmung beträchtlich und zwar von einem relativ knappen Ja im Kanton Appenzell
Innerrhoden (50.8%) bis zu einem überaus klaren Ja im Kanton Basel-Stadt (74%). Der
Deutschschweizer Stadtkanton blieb jedoch eine Ausnahme; in allen anderen Kantonen
betrugen die ablehnenden Stimmen jeweils mindestens 30 Prozent. 

Das klare Ja wurde von verschiedensten Akteuren auch als Zeichen interpretiert, dass
es Zeit sei, weitere Debatten in diesem Bereich anzustossen oder zu intensivieren.
Andrea Caroni (fdp, AR) etwa meinte, nun müsse man auch an diejenigen Personen
denken, die sich gegen eine Heirat entscheiden, aber trotzdem rechtlich absichern
möchten, was ein Pacte civil de solidarité (Pacs) ermöglichen würde. Laura
Zimmermann, Co-Präsidentin der Operation Libero, sah die Zeit gekommen, um über
die Öffnung der Fortpflanzungsmedizin für unverheiratete Paare oder für
alleinstehende Frauen zu diskutieren. Die Frage, ob nun auch die Leihmutterschaft bald
eingeführt werde, wie Gegnerinnen und Gegner der «Ehe für alle» befürchteten,
verneinte Bundesrätin Karin Keller-Sutter nach der Abstimmung gegenüber der
Aargauer Zeitung deutlich. Zum einen könnte eine solche Forderung klar nur durch eine
Verfassungsänderung erfüllt werden und zum anderen würden sich hier auch
«schwierige ethische Fragen» stellen. Etwa bestehe die Gefahr, dass Leihmütter
ausgebeutet werden könnten. Dass auch der vor der Abstimmung lauter gewordene
Unmut gegen Konversionstherapien in den Medien die Politik in Zukunft stärker
beschäftigen könnte, zeigten drei parlamentarische Initiativen zu diesem Thema, die
um den Abstimmungstermin herum im Parlament eingereicht wurden (Pa.Iv. 21.483;
Pa.Iv. 21.496; Pa.Iv. 21.497). 

Abstimmung vom 26. September 2021

Beteiligung: 52.6% 
Ja: 1'828'642 Stimmen (35.9%) 
Nein: 1'024'307 Stimmen (64.1%)

Parolen:
-Ja: FDP (1*), GLP, GPS, Mitte (2*), SP; Amnesty International, Evangelisch-reformierte
Kirche, diverse LGBTQ+-Organisationen, Pro Familia, Pro Juventute, Schweizerischer
Katholischer Frauenbund, SGB
-Nein: EDU, EVP, SVP (3*), Schweizer Bischofskonferenz, Freikirchen.ch
* in Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen 45

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.2021
MARLÈNE GERBER
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Gemäss der VOX-Nachbefragung zu den eidgenössischen Abstimmungen vom
September 2021 entsprach die Vorlage zur «Ehe für alle» dem Zeitgeist, da sie breite
Unterstützung aus (fast) allen politischen Lagern und Altersgruppen erfuhr. Ferner
vermochte das Ja-Lager besser zu mobilisieren und die Pro-Argumente – etwa die
Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Paare und das Argument, dass Fürsorge und
Zuwendung wichtiger seien als das Geschlecht der Eltern – erzielten im gegnerischen
Lager mehr Unterstützung als die Contra-Argumente. Personen über 70 Jahre lehnten
die Vorlage mehrheitlich ab, dies im Gegensatz zu Personen aller anderen
Alterskategorien. Darüber hinaus stellten sich Personen, die eine starke Nähe zu
Freikirchen aufweisen, ebenso gegen die Vorlage wie Personen, die der Wahrung der
Schweizer Traditionen hohe Wichtigkeit beimessen. Neun von zehn Sympathisierenden
der SP, Grünen und GLP befürworteten die Initiative, bei der FDP-Anhängerschaft
legten noch sechs von zehn Personen ein Ja ein. Sympathisierende der SVP lehnten die
Vorlage mit 70 Prozent relativ deutlich ab. Ebenso wurde die Ehe für alle von einer
knappen Mehrheit der Mitte-Anhängerschaft (51%) abgelehnt, die sich somit gegen die
Parole ihrer Partei stellte. Das Gegenargument, das bei den Nein-Stimmenden am
meisten verfing, war dasjenige, dass Kinder jeweils eine Frau und einen Mann als
elterliches Vorbild haben sollten. Etwas weniger Nein-Stimmende störten sich am
Zugang zur Samenspende für lesbische Paare oder äusserten sich ablehnend gegenüber
der Möglichkeit auf Adoption durch gleichgeschlechtliche Paare. 46

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.11.2021
MARLÈNE GERBER

Mit Annahme der «Ehe für alle» ist es gewissen gleichgeschlechtlichen Paaren möglich
geworden, dass bei professionellen, inländischen Samenspenden nach dem
schweizerischen Fortpflanzungsmedizingesetz beide Elternteile ab der Geburt
rechtlich gesehen als Eltern anerkannt werden. Damit entstand eine
Ungleichbehandlung gegenüber gleichgeschlechtlichen Paaren, die ihr Kind ausserhalb
der Schweiz oder durch private Samenspende gezeugt haben und denen diese
Möglichkeit verwehrt blieb. Um diesen Umstand zu ändern, lancierte die RK-NR im
Frühjahr 2022 eine Motion, die es auch letzteren Paaren ermöglichen will, dass beide
Elternteile rechtlich bereits ab Geburt als Eltern anerkannt werden, sofern das Recht
der Kinder auf die Kenntnis ihrer Abstammung gewährleistet werden kann. Der
Nationalrat  nahm die Motion in der darauffolgenden Sommersession entgegen dem
Antrag des Bundesrates mit 96 zu 83 Stimmen (3 Enthaltungen) an. Neben den
geschlossen dafür stimmenden Fraktionen der SP, Grünen und Grünliberalen erhielt die
Motion Unterstützung von 10 respektive 9 Mitgliedern der FDP.Liberalen- und der
Mitte-Fraktion. 47

MOTION
DATUM: 08.06.2022
MARLÈNE GERBER

Auf Antrag von Christa Markwalder (fdp, BE) lancierte die RK-NR im Frühjahr 2022 eine
Kommissionsmotion zur Reformation der Stiefkindadoption, welche bestehende
Hürden bei ebendieser abbauen soll. Insbesondere in Angesicht der Annahme der «Ehe
für alle» im September 2021 seien bestehende Regelungen zur Stiefkindadoption
weiterhin zu kompliziert, da unter anderem in einer gleichgeschlechtlichen
Partnerschaft der nicht-leibliche Elternteil das Kind erst nach einem mindestens
einjährigen Pflegeverhältnis adoptieren könne. Mit einer Revision der Stiefkindadoption
zielte die Kommissionsmehrheit darauf ab, dass auf ein Pflegeverhältnis verzichtet
werden kann, wenn sich der leibliche und der adoptionswillige Elternteil beim Zeitpunkt
der Geburt des Kindes in einer Lebensgemeinschaft im gleichen Haushalt befinden. Der
Nationalrat folgte in der Sommersession 2022 dem Antrag des Bundesrats und nahm
die Motion mit 133 zu 40 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. Während sich die
geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, Grünen, Grünliberalen und FDP.Liberalen
für die Vorlage aussprachen, lehnten die Mehrheit der SVP-Fraktion sowie ein Mitglied
der Mitte-Fraktion die Motion ab. 48

MOTION
DATUM: 08.06.2022
VIKTORIA KIPFER

Auf Antrag seiner RK und des Bundesrats sprach sich der Ständerat in der
Wintersession 2022 als Zweitrat stillschweigend für eine Reformation der
Stiefkindadoption aus. Die entsprechende Motion der RK-NR zielte darauf ab, die
Stiefkindadoption für Paare zu vereinfachen. Bisher musste vor der Adoption ein
einjähriges Pflegeverhältnis zum nicht-leiblichen Elternteil bestehen. Die Motion
forderte indes, dass sich beide Elternteile bei der Geburt des Kindes lediglich in einer
Lebensgemeinschaft im gleichen Haushalt befinden müssen. 49

MOTION
DATUM: 14.12.2022
VIKTORIA KIPFER
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Eine vom Nationalrat unterstützte Motion der RK-NR wollte es gleichgeschlechtlichen
Paaren, die ihr Kind entweder ausserhalb der Schweiz oder mittels privater
Samenspende gezeugt haben, ermöglichen, bereits ab Geburt als rechtliche Eltern
ihres Kindes anerkannt zu werden. Dies ist heute nur bei professionellen, inländischen
Samenspenden möglich. Sowohl die RK-SR als auch der Bundesrat sprachen sich gegen
die Motion aus, da sie Forderungen bereits behandelter Vorstösse aufgreife (Mo.
22.3382, Mo. 22.3235), die teilweise vom Parlament bereits angenommen wurden.
Folglich bedürfe es keiner weiteren Anpassung des Schweizer Rechts. Vor diesem
Hintergrund lehnte die kleine Kammer den Vorstoss in der Wintersession 2022
stillschweigend ab. 50

MOTION
DATUM: 14.12.2022
VIKTORIA KIPFER

Alterspolitik

Der Vorschlag des Bundesrates zum Gleichstellungsartikel (Art. 8) sah vor, neben dem
Grundsatz, wonach alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind (Abs. 1), eine Liste der
verbotenen Diskriminierungen anzuführen (Abs. 2). So sollte niemand benachteiligt
werden dürfen, namentlich nicht wegen der Herkunft, der Rasse, des Geschlechts, der
Sprache, der sozialen Stellung, der religiösen, weltanschaulichen oder politischen
Überzeugung oder wegen einer körperlichen oder geistigen Behinderung. Im
Ständerat, der die Vorlage als Erstrat behandelte, wollten mehrere Abgeordnete weitere
Diskriminierungstatbestände explizit aufnehmen, so etwa Beerli (fdp, BE) den Begriff
der Lebensform, um den alternativen Partnerschaften besser gerecht zu werden,
Leumann (fdp, LU) das Kriterium des Alters, womit in erster Linie ein besonderer Schutz
der Jugend anvisiert wurde, und Brändli (svp, GR) neben der körperlichen und geistigen
auch die psychische Behinderung. In zwei Eventualabstimmungen wurden die Anträge
Beerli und Brändli angenommen, jener von Leumann ganz knapp abgelehnt. Schliesslich
setzte sich aber Spoerry (fdp, ZH) mit dem Argument durch, angesichts der Tatsache,
dass wohl keine Aufzählung je abschliessend sein könne, sei es sinnvoller, die Liste
gänzlich fallen zu lassen und in Abs. 2 nur zu sagen, dass niemand diskriminiert werden
darf. 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.01.1998
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kultur, Sprache, Kirchen

Jahresrückblick 2019: Kultur, Sprache, Kirchen

2019 war hinsichtlich der Kultur-, Sprach- und Kirchenpolitik vergleichsweise ein eher
moderater Jahrgang, sowohl im Vergleich zu anderen Politikbereichen, als auch im
direkten Vergleich zu den Vorjahren. Eine APS-Zeitungsanalyse zeigt auf, dass alle drei
Politikbereiche von einem rückläufigen Trend betroffen sind, wobei sich dieser
besonders in der Medienberichterstattung zur Kirchen- und Religionspolitik am
stärksten zeigt – hier hat sich der Anteil themenspezifischer Artikel seit 2016 nahezu
halbiert. Im Jahresverlauf wurden über die drei Themenbereiche betrachtet
unterschiedliche Entwicklungen ersichtlich: Während die Sprachthemen auf nationaler
Ebene offensichtlich im Allgemeinen wenig Beachtung fanden, wurden
kirchenpolitische Themen besonders Anfangs und Ende Jahr stark diskutiert und fielen
dann dem obligaten «Sommerloch» zum Opfer. Die Kulturpolitik hingegen sah sich mit
einem regelrechten «Sommerhoch» konfrontiert, nachdem es ab März 2019 eher ruhig
geworden war. 

Das Hauptaugenmerk der Parlamentarierinnen und Parlamentarier lag 2019 hinsichtlich
der kulturpolitischen Entwicklungen mit Sicherheit auf der Revision des Schweizer
Urheberrechts. Nach rund 7-jähriger Vorarbeit und einer vom Ständerat im Frühjahr
2019 zwecks Sondierung der Lage des europäischen Urheberrechts auferlegten
Rückweisung, wurden im Sommer schliesslich die Weichen gestellt und das
Gesamtpaket im Herbst gebündelt. Da die angestrebte Revision Einfluss auf
verschiedene Bereiche hat, blieben die negativen Reaktionen indes nicht aus; deshalb
ist es auch wenig erstaunlich, dass kurz nach der Schlussabstimmung bereits das
Referendum ergriffen wurde. Ob die URG-Revision effektiv gelungen ist, wird sich Mitte
Januar 2020 zeigen, wenn die Referendumsfrist abgelaufen ist.
Die Ratifizierungen internationaler Abkommen wie des Übereinkommens über den
Schutz des Unterwasser-Kulturerbes und des Rahmenübereinkommens des Europarats

BERICHT
DATUM: 31.12.2019
MELIKE GÖKCE
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über den Wert des Kulturerbes standen hingegen ausser Diskussion. 
Ein anderer Fokus wurde im Kulturjahr 2019 wiederum auf die Kulturförderung gelegt.
Im Frühjahr wurde die Kulturbotschaft 2021–2024 in die Vernehmlassung geschickt und
bis im September zur Stellungnahme freigegeben. Der Ergebnisbericht lag Ende Jahr
zwar noch nicht vor, jedoch geben die im Verlauf des Jahres gefällten Entscheide zu
diversen Vorstössen mit Referenz auf die Kulturbotschaft (Kulturabgeltung an die Stadt
Bern, Einführung eines schweizerischen Jugendkulturgutscheins, Auswirkungen der
Urbanisierung auf die Kulturförderung, Aufgabenteilung zwischen SBFI und BAK,
Erhöhung des Kredits für die Förderung des Sprachaustausches) einen ersten Hinweis
auf mögliche Herausforderungen hinsichtlich der weiteren Beratungen . 
Auch im Bereich Heimatschutz und Denkmalpflege blieben die Institutionen nicht
untätig. So wurde eine Motion Regazzi (cvp, TI; Mo. 17.4308), die eine Anpassung der
Bewertungskriterien für die ISOS-Aufnahme verlangte, stillschweigend angenommen
und die Vernehmlassungsergebnisse zur Totalrevision des VISOS vielen mehrheitlich
positiv aus, was auf ein Inkrafttreten der revidierten Verordnung auf den 1. Januar 2020
hindeutete.
In der ausserparlamentarischen Debatte fand das Fête de Vignerons, das drei Jahre
nach seiner Aufnahme ins UNESCO Weltkulturerbe und 20 Jahre nach der letzten
Austragung neuerlich in Vevey (VD) stattfand, grosse Beachtung – leider aufgrund der
finanziellen Bruchlandung nicht nur positive. Ein wiederkehrendes Thema war 2019
auch die Raubkunst, wobei der Fokus in diesem Jahr auf den afrikanischen Kontinent
und die im Kontext der Kolonialisierung erbeuteten Schätze gerichtet wurde. Auch das
Volk der Fahrenden war 2019 insbesondere in den Kantonen ein Thema, da sich die
Frage der Durchgangsplätze nicht nur im Kanton Bern aufgetan hatte.

Im Bereich der Sprachpolitik standen in diesem Jahr die Mehrsprachigkeit und damit
zusammenhängend die Förderung des Austausches zwischen den
Sprachgemeinschaften sowie der Erhalt des Rätoromanischen im Fokus. So forderte
eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 17.3654), dass öffentliche Ausschreibungen des
Bundes künftig in den wichtigsten Landessprachen zu erfolgen hätten, und eine Motion
Gmür-Schönenberger (cvp, LU; Mo. 18.4156), dass TV-Produktionen nicht mehr
synchronisiert, sondern sowohl Eigenproduktionen in den Landessprachen, als auch
englischsprachige Produktionen in der Originalsprache ausgestrahlt und lediglich noch
untertitelt werden sollen. 
Mit dem Begehen der 100-Jahr-Feier der Lia Rumantscha wurden indes Bestrebungen
aufgezeigt, das Rätoromanische wieder mehr aufs Parkett zu bringen und insbesondere
auch einem Publikum ausserhalb des Bergkantons ins Gedächtnis zu rufen. Nicht
zuletzt seit einem im Frühjahr erschienene Bericht des ZDA war deutlich geworden,
dass es für das Rätoromanische in der Schweiz fünf vor zwölf geschlagen hat. 

In Bezug auf kirchen- und religionspolitische Themen stand in diesem Jahr die SVP mit
ihren islamkritischen Parolen auf prominentem Parkett. Mit ihrem Vorstoss zur
Bekämpfung der Ausbreitung eines radikalen Islams war sie im Parlament zwar
gescheitert, generierte aber mit den daraus resultierenden Wahlplakaten des der SVP
nahestehenden Egerkinger-Komitees im Vorfeld der eidgenössischen Wahlen 2019 ein
grosses Medienecho. Auch die Motion Wobmann (svp, SO; Mo. 17.3583), die ein Verbot
der Verteilaktion «Lies!» zum Ziel hatte, scheiterte – nach einer rund 1.5-jährigen
Sistierung – am Ständerat. Wie eine bereits im Sommer veröffentlichte Studie aufzeigte,
nahm die SVP auch in den Kantonen eine dominante Rolle in der Religionsdebatte ein.
So war es nur wenig erstaunlich, dass die Anfangs Jahr neuerlich aufkommende Frage,
ob man als guter Christ noch die SVP wählen dürfe, wieder zu diskutieren gab; nicht
zuletzt, weil damit auch verschiedentliche Kirchenaustritte – nebst den ohnehin
zunehmenden Kirchenaustritten – von SVP-Politikerinnen und -Politikern einhergingen,
welche sich lieber dem Churer Bischof Huonder zuwenden wollten. Dieser seinerseits
wurde schliesslich nach zweijährigem Aufschub zu Pfingsten Abberufen, nutzte die Zeit
bis dahin aber für einen Rundumschlag gegen die Landeskirchen und stellte sich noch
immer quer zu den Missbrauchsvorwürfen in der Kirche.
Wie sich die Kirche zum Staat verhalten soll und in welchem Masse sich Theologen in
die politische Debatte einbringen dürfen, wurde seit Anfang Jahr im Rahmen eines von
Gerhard Pfister (cvp, ZG) neu gegründeten Think-Tanks «Kirche/Politik» erläutert.
Eine für viele eher überraschende Kunde kam im Herbst von Seiten der reformierten
Kirchen: Diese hatten sich nach langen Diskussionen für die «Ehe für alle»
ausgesprochen, wobei sie im Wissen um die konservativen Kräfte innerhalb der
Glaubensgemeinschaft die Gewissensfreiheit der Pfarrpersonen gewährleisten wollten.
Unerfreulich waren 2019 die Meldungen über die Rückkehr und rasche Zunahme des
Antisemitismus in der Schweiz.

01.01.65 - 01.01.23 20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die 2019 im Vorfeld des angekündigten Frauenstreiks virulent diskutierte
Genderthematik fand ihren Einzug auch im Bereich der Kultur, Sprache und Kirche. So
wurden Frauen, und spezifisch ihr Schaffen und ihre Stellung in der Kunst und Kultur,
wesentlich stärker thematisiert als in den vergangenen Jahren. Auch die Diskussion um
gendergerechte Sprache wurde in diesem Jahr wieder virulenter aufgegriffen.
Besonders überraschend kam auch die Ankündigung der Kirchenfrauen, sich am
diesjährigen Frauenstreik zu beteiligen, um ein Zeichen gegen die männliche Dominanz
innerhalb der Institution zu setzen. 52

Kirchen und religionspolitische Fragen

In Zusammenhang mit den Diskussionen um die Legalisierung gleichgeschlechtlicher
Partnerschaften kritisierte der Basler Bischof Kurt Koch in einem Interview die
Haltung der CVP; es gehe nicht an, das C im Namen zu tragen und gleichzeitig die
Meinung zu vertreten, der Glaube sei eine Privatsache und habe mit Politik nichts zu
tun. Auch die Wirtschaftspolitik der CVP fand der katholische Würdenträger als zu
neoliberal, um mit den christlichen Grundwerten vereinbar zu sein. Die Parteileitung
der CVP distanzierte sich umgehend von der bischöflichen Rüge. Der Bischof setze das
Christentum mit den Überzeugungen der römisch-katholischen Kirche gleich. Diese
Verkürzung sei falsch. In der CVP politisierten nämlich Christen katholischer und
protestantischer Herkunft. Die Kirche könne und solle ihre Rolle in der Gesellschaft
übernehmen und ihre Ansichten in die Diskussion einbringen. Das dürfe aber nicht mit
einer Weisungsgebundenheit christlicher Politiker gleichgesetzt werden. Die CVP fühle
sich an keine Direktiven weder aus Rom noch aus dem Bistum Basel gebunden. 53
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Den Tag der internationalen Menschenrechte vom 10. Dezember wurde auch von
Kirchenvertretern zur Verbreitung ihrer Positionen genutzt. Während Bischof Huonder
bereits im Vorjahr in einem Hirtenbrief geltend gemacht hatte, geschiedene
Wiederverheiratete seien von den Sakramenten auszuschliessen, denunzierte er im
aktuellen Jahr als „Wort zum Tag der Menschenrechte“ den Genderismus und
gleichgeschlechtliche Paarbeziehungen. Unter anderem kritisierte Huonder die
laufenden Bemühungen zur Ermöglichung von Adoption durch gleichgeschlechtliche
Paare; eine solche „zerstöre die Grundlage einer gesunden psychischen Entwicklung“
der adoptierten Kinder. Dass gerade am Tag der Menschenrechte ein Geistlicher solch
diskriminierende Äusserungen verlauten liess, verurteilte die Interessengruppe für eine
vernünftige Sexualkunde aufs Schärfste. Die SBK, der Evangelische Kirchenbund und die
Christkatholische Kirche lancierten ihrerseits zum Tag der Menschenrechte eine
Petition, die den Bundesrat zur verstärkten Unterstützung bedrohter Christen und zur
Erhöhung der finanziellen Mittel für die Förderung des interreligiösen Friedens
aufforderte. 54
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Zur Vorbereitung einer im Herbst 2014 stattfindenden, durch den Papst berufenen
ausserordentlichen Bischofssynode zum Thema "die pastoralen Herausforderungen der
Familie im Kontext der Evangelisierung", legte die Schweizer Bischofskonferenz (SBK)
Ende 2013 den Anhängern der katholischen Kirche in der Schweiz auf päpstliches
Anraten eine Umfrage zu Partnerschafts-, Ehe- und Familienpastoral vor. Über 23'600
Personen nahmen an der Umfrage teil, wobei das Schweizerische Pastoralsoziologische
Institut (SPI), welches die Umfrage auswertete, Anzeichen sah, dass die
Stellungnehmenden überdurchschnittlich kirchentreu waren. Ferner stammten nur 9%
der Antworten aus der frankophonen Schweiz. 80% der Teilnehmenden erachteten eine
kirchliche Hochzeit für wichtig bis sehr wichtig; etwas über drei Viertel befürworteten
jedoch ein probeweises Zusammenleben vor der Ehe. Der kirchlichen Lehre über die
Familie stimmten etwas mehr als die Hälfte der Umfrageteilnehmer mehrheitlich bis
ganz zu. Starke Differenzen zur katholischen Lehre zeigten sich darin, dass mehr als drei
Viertel der teilnehmenden Personen angaben, künstliche Methoden der
Schwangerschaftsverhütung natürlichen Verhütungsmethoden vorzuziehen. Ebenfalls
vertraten 90% die von der kirchlichen Linie abweichende Haltung, dass geschiedene
Wiederverheiratete von der Kirche anerkannt und gesegnet werden sollten. Im
Unterschied zur Frage der Wiederverheirateten fand sich bei der Frage betreffend
Empfangen der Sakramente durch gleichgeschlechtliche Paare kein Konsens; vielmehr
zeigte sich hier eine Polarisierung: Während 40% der Stellungnehmenden die kirchliche
Anerkennung und Segnung für diese Personengruppe klar befürworteten, standen ihr
ein Viertel der Befragten ebenso klar entgegen.
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Die Ergebnisse der ausserordentlichen Bischofssynode in Rom waren hingegen weniger
progressiv: Zwar wurde über die Zulassung wiederverheirateter Geschiedener zur
Kommunion diskutiert und das Anliegen mit absoluter Mehrheit befürwortet, das
erforderliche qualifizierte Mehr konnte jedoch nicht erzielt werden. Ebenso erging es
der Forderung, "ungerechte Diskriminierungen" von Menschen mit homosexueller
Veranlagung seien zu verbieten. Auch das Verbot der künstlichen Empfängnisverhütung
wurde nicht angetastet. 55

Bereits zu Jahresbeginn wurde Bischof Huonders Stellungnahme zur Pastoralumfrage
publik. Darin äusserte sich der Churer Bischof ablehnend gegenüber dem Empfangen
der Sakramente durch Homosexuelle und geschiedene Wiederverheiratete. Solche
Personen könnten zwar bei der Kommunion vor den Priester treten, müssten dies aber
als Zeichen ihrer "irregulären Situation" mit verschränkten Armen tun, und könnten
anstelle der Hostie lediglich den Segen empfangen. Zwei Wochen später hatten bereits
über 2700 Schweizer Katholiken in einem Appell ihre Unzufriedenheit mit Huonders
erneut provozierender Stellungnahme ausgedrückt. Die Forderungen der
Bistumsleitung seien beschämend und völlig inakzeptabel. Dass die kirchliche Basis
geschiedenen Wiederverheirateten und Homosexuellen offener gegenüber steht,
letzteren zumindest in der Tendenz, brachten denn auch die Ende Januar
kommunizierten Ergebnisse der Pastoralumfrage zu Tage. Im März forderten kirchliche
Basisorganisationen, darunter die Vertreter der Pfarrei-Initiative sowie die Jungwacht
Blauring, unter Hauptinitiative des Schweizerischen Katholischen Frauenbundes (SKF) in
einer Demonstration in St. Gallen die Abberufung von Bischof Huonder und dessen
Generalvikar Martin Grichting. Unter dem Motto "Es reicht!" übergaben um die 2000
reformwillige Katholiken am 9. März Markus Büchel, dem Präsidenten der Schweizer
Bischofskonferenz (SBK), ein entsprechendes Schreiben mit der Forderung nach einem
dem Bischof übergeordneten Administrator, der für eine barmherzige und
weltzugewandte Kirche einstehe und Diskriminierungen jeglicher Art weder verursache
noch dulde. Als Auslöser für diese drastische Forderung nannten die Demonstranten
nicht nur Huonders Stellungnahme zur Pastoralumfrage, sondern auch seine Aussagen
zu Genderfragen am internationalen Tag der Menschenrechte 2013 oder etwa seine
Befürwortung zur Volksinitiative "Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache", entgegen
dem vorangegangenem SBK-Beschluss auf Stimmfreigabe. Das Bistum vertrat die
Ansicht, das eigentliche Problem der Initianten sei nicht die Person Vitus Huonder,
sondern die Unvereinbarkeit gewisser Wertvorstellungen mit Teilen der kirchlichen
Lehre. Huonder stand jedoch nicht ohne Unterstützung da: Der Bund junger Katholiken
wollte den Bischof in einer am gleichen Tag stattfindenden Kundgebung unterstützen,
was der Organisation jedoch von Bischof Huonder des kirchlichen Friedens Willen
untersagt wurde. Durchgeführt wurde dann jedoch im Rahmen der Gebetsinitiative
"Nein zum Krieg unter uns" ein Gottesdienst für Huonder mit 300 Gläubigen.  Ein erstes
klärendes Gespräch zwischen den reformwilligen Katholiken und der Churer
Bistumsleitung fand im November statt, förderte jedoch noch keine sichtbare
Annäherung der Parteien zutage. 56
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Als der Urner Pfarrer Wendelin Bucheli im Oktober 2014 in seiner Pfarreikirche in
Bürglen einem lesbischen Paar seinen Segen aussprach, tat er das in der Auslegung
seiner Pflichten als Seelsorger und in Ermessung seiner Verantwortung Gott gegenüber
– jedoch nicht ahnend, dass seine Handlung bis in die obersten Kirchenkreise Wellen
schlagen würde und massgeblichen Einfluss auf seine Kariere haben könnte.
Kurz nach Bekanntwerden der Segnung erhielt Bucheli eine Mitteilung aus dem Bistum
Chur, in welcher er von Bischof Huonder aufgefordert wurde, seinen Posten in der
Urner Gemeinde bis zum Sommer 2015 zu räumen. Der Bischof liess verkünden, dass er
mit der Segnung einer homosexuellen Verbindung eine "Verunklärung" der kirchlichen
Lehre von Ehe und Familie begangen habe und somit grosses Ärgernis und Aufruhr bei
Gläubigen weit über die Landesgrenzen hinweg geschaffen habe. Im Sinne der
katholischen Kirche hielt die Schweizerische Bischofskonferenz (SBK) fest, dass zwar
homosexuelle Menschen gesegnet werden dürfen, nicht aber deren gemeinsame
Verbindung. Da Bucheli sich diesem Verdikt aber widersetzt habe, sei seine weitere
Tätigkeit in der Gemeinde Bürglen nicht mehr verantwortbar. In Absprache mit Bischof
Charles Morerod (Bistum Lausanne-Genf-Freiburg) solle der Pfarrer nun
demissionieren und in seine Weihestätte rückversetzt werden. 
Peter Vorwerk (Sprecher der Pfarrei Bürglen), Markus Frösch (Gemeindepräsident)
sowie weite Teile der Bevölkerung und des Kirchenrates konnten diese Kündigung aber
nicht nachvollziehen. Die katholische Kirche sei als jene der Nächstenliebe zu
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betrachten, in welcher ein Pfarrer jeden Menschen auf seinem Lebensweg segnen
könne. Zudem sei Pfarrer Bucheli in seiner Gemeinde sehr engagiert und trete allen
Menschen offen gegenüber und akzeptiere sie so, wie sie seien. Um der Empörung und
dem Unverständnis in der Bevölkerung Ausdruck zu verleihen, wurde eine Online-
Petition lanciert ("Pfarrer Wendelin Bucheli muss in Bürglen bleiben"), welche innert
kürzester Zeit über 40'000 Unterschriften verzeichnete – weit über die regionale
Grenze hinweg. Bucheli selbst wollte seine Demissionierung – auch im Wissen um den
Rückhalt in der Bevölkerung – nicht einfach hinnehmen und weigerte sich, sein Amt
abzutreten mit der Begründung, dass er hier in Bürglen mit seiner Arbeit noch nicht
fertig sei.
Das Bistum Chur, welches offensichtlich nicht mit soviel Widerstand gerechnet hatte,
beauftrage im März 2015 seinen Generalvikar Martin Grichting in der Sache, gemeinsam
mit Pfarrer Bucheli eine Lösung zu finden, welche im Einklang mit der Kirche stehe und
sowohl der Pfarrei Bürglen als auch dem Pfarrer Bucheli dienlich sei.
Nach langen Gesprächen kamen schliesslich beide Parteien zu einer Übereinkunft.
Bischof Huonder zog seine Bitte um Buchelis Demission zurück, nachdem ihm dieser
zugesichert hatte, zukünftig weder öffentliche noch heimliche Segnungen
gleichgeschlechtlicher Paare vorzunehmen und somit der Erklärung der Schweizer
Bischofskonferenz vom 3. Oktober 2002 nachzukommen. 57

Auch 2015 stand Bischof Vitus Huonder aufgrund seiner kirchlich-religiös geprägten
Überzeugungen im Fokus der Medien. So verschaffte ihm die Rezitation aus dem
Levitikus (3. Buch Mose), welche er im Rahmen des Forums "Freude am Glauben" am 31.
Juli 2015 im deutschen Fulda wiedergegeben hatte, ungewollte – und in diesem Masse
wahrscheinlich auch nicht erwartete – negative Aufmerksamkeit. Wie diverse Medien
berichteten, darunter beispielsweise auch die NZZ (04.08.15), war der Stein des
Anstosses folgendes Zitat: "Schläft einer mit einem Mann, wie man mit einer Frau
schläft, dann haben sie eine Greueltat begangen. Beide werden mit dem Tod bestraft.
Ihr Blut soll auf sie kommen." Der eigentliche Eklat in dieser Angelegenheit ergab sich
aber aus der anschliessenden Erläuterung Huonders, dass diese Zitation genüge, um
"der Frage der Homosexualität aus der Sicht des Glaubens die rechte Wende zu geben".
Nebst solch verbalen Entgleisungen brachte der Bischof seine erzkonservativen
Ansichten auch insbesondere durch Aussagen zur Geltung, welche seine ablehnende
Haltung gegenüber alternativen Lebensformen – also nicht dem traditionell
katholischen Bild der Ehe und Familie entsprechenden Lebensformen – aufzeigten.
Unter anderem hob er die sexuelle Beziehung zweier Menschen aus dem privaten Raum
heraus, da diese zur Glaubensbekundung gehöre und nicht etwa für die persönliche
Unterhaltung da sei. 
Huonders Äusserungen lösten weit über die Bevölkerung hinaus grosses Entsetzen aus.
So reichte, nebst Privatpersonen aus dem Raum St. Gallen, der Dachverband der
schwulen Männer in der Schweiz (Pink Cross) eine Strafanzeige wegen homophober
Äusserungen ein, welche den Bischof für die öffentliche Aufforderung zu Verbrechen
und Gewalttätigkeit belangen sollte. Bastian Baumann, Geschäftsführer von Pink Cross,
sah in Huonders Aussage sogar einen Aufruf zur Wiedereinführung der Todesstrafe
gegen Homosexuelle. Auch das kurz nach den Ereignissen ausgesprochene Bedauern
des Bischofs änderte nichts an der Situation. Huonder verkündete in seiner
Stellungnahme, dass seine getätigten Aussagen nicht so gemeint gewesen seien und
dass er keineswegs Menschen mit homosexueller Orientierung hätte herabsetzen
wollen; er sei in der Frage der Homosexualität ganz beim Katechismus der katholischen
Kirche. Die Schweizer Bischofskonferenz (SBK) hielt sich indes mit Stellungnahmen zur
Person Huonder zurück und begründete ihr Schweigen damit, dass sie grundsätzlich
keine Äusserungen zu einzelnen Bischöfen vornehme. Sie betonte jedoch auch, dass sie
in Bezug auf Homosexuelle dem Katechismus verbunden sei. Markus Büchel, Präsident
der Schweizer Bischofskonferenz, hob in einem offenen Brief an die Gläubigen heraus,
dass das Wohl einer Person insbesondere mit deren verantwortungsvollem Umgang mit
der Sexualität einhergehe und dass diese als ein Gottesgeschenk anzunehmen sei. In
diesem Sinne müsse sich die Kirche bewusst ihren Defiziten im historisch bedingten
Umgang mit Homosexualität stellen. 
Wesentlich kritischer fielen die Aussagen anderer Würdenträger aus dem geistlichen
Umfeld aus. So warf der Sprecher der Pfarrei-Initiative, Kapuziner Willi Anderau, dem
Bischof Versäumnisse in der adäquaten Interpretation der zitierten Ausschnitte vor. Die
fundamentalistische Art der Bibelzitation wäre einem Laien noch nachzusehen
gewesen, für einen studierten Theologen wie Bischof Huonder grenze diese Form der
Anwendung aber schon an einen Skandal. Abt Urban Federer betonte, dass jede Person
vor Gott die gleiche Würde habe. In diesem Sinne habe die aktuelle Debatte nichts mit
dem von ihm persönlich empfundenen und wahrgenommenen Christentum zu tun. Das
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Problem hierbei liege in erster Linie an der Missdeutung der Vorzeichen; als Vertreter
der Kirche stehe für ihn das Für-etwas-Sein im Vordergrund und nicht etwa das
Dagegen-Sein, genau so, wie Gott auch für den Menschen alles gebe. Selbst Guiseppe
Gracia, der Mediensprecher des Bischofs, meldete sich zu Wort und bekundete, dass
sein Vorgesetzter mit solch gefährlichen Äusserungen eine Grenze überschritten habe.
Generalvikar Josef Annen und Synodalratspräsident Benno Schnüriger sahen sich sogar
genötigt, im Namen der Zürcher Katholiken ein Communiqué herauszugeben, in
welchem sie sich bei den Homosexuellen, aber auch bei allen anderen von diesem
Skandal betroffenen Personen entschuldigten. Sie distanzierten sich vom Bischof und
betonten, dass es die Frage nach dem Glauben im Gespräch mit der Vernunft zu suchen
gelte und hierzu gehöre in der heutigen Zeit eben auch die Wahrnehmung der Vielfalt in
Bezug auf das Familienleben.
Die Welle der Empörung manifestierte sich – wie bereits zu Beginn des Jahres 2015 im
Rahmen der Entlassungsbestrebungen gegen den Urner Pfarrer Wendelin Bucheli –  in
Rücktrittsaufforderungen aus der breiten Bevölkerung. Da die SBK aber keine
Aufsichtsfunktion innehabe, könne die  Abberufung von Bischof Huonder lediglich
durch den Papst persönlich vorgenommen werden. Bischof Huonder müsste jedoch
aufgrund des geltenden Kirchenrechts mit 75 Jahren, folglich bereits 2017, seinen
Rücktritt beim Papst einreichen, weshalb man davon ausgehe, dass der Vatikan die
Situation aussitzen werde. Dies könnte sich insofern bewähren, da Bischof Huonder
trotz aller Geschehnisse noch immer Rückendeckung erhält, beispielsweise von
Weihbischof Marian Eleganti oder der katholischen Volksbewegung "Pro Ecclesia".
Zudem hatte die Staatsanwaltschaft in Bezug auf die Pink-Cross-Anzeige vermelden
lassen, dass die Ermittlungen eingestellt würden; die getätigten Aussagen hätten keine
den Tatbestand erfüllende Eindringlichkeit. 58

Kaum war das Jahr 2019 eingeläutet, griffen die Medien auch schon den ersten
politischen Dauerbrenner auf: das Verhältnis von Kirche und Staat. Die über Jahre und
Jahrzehnte auch in der Schweiz viel diskutierte Frage nach der Politisierung der Kanzel
wurde Anfang Jahr mit der Ankündigung über die Neugründung eines Think-Tanks
«Kirche/Politik» neuerlich aufgekocht. Dessen Initiatoren, der CVP-Präsident Gerhard
Pfister (ZG) und die Freiburger FDP-Stadtparlamentarierin und Theologin Béatrice
Acklin Zimmermann, stiessen sich gemäss dem Tages-Anzeiger an der
Selbstgerechtigkeit, mit der sich Kirchenleute bisweilen zu politischen Themen
äusserten und an der fehlenden Zurückhaltung hinsichtlich sachspezifischer
Stellungnahmen und Abstimmungsparolen. Aktive Positionierungen wie beispielsweise
von Bischof Felix Gmür zur Energiestrategie, von Grossmünsterpfarrer Christoph Sigrist
zur Durchsetzungsinitiative oder vom Zürcher Generalvikar Josef Annen zu den
Sozialdetektiven, aber auch Aussagen wie jene der Zürcher Synodalratspräsidentin
Franziska Driessen über die Unwählbarkeit der SVP oder die Absprache des
Katholischseins von SVP-Nationalrätin Natalie Rickli (ZH) im Rahmen der No-Billag-
Initiative waren mitunter Stein des Anstosses. Dieses Verhalten gleiche einem «tiefe[n]
Rückfall ins Mittelalter» und sei «politreligiöser Populismus», wie sich die Initiatoren
gegenüber dem Tages-Anzeiger äusserten. Es gehe ihnen nicht darum, die Kirchen
«politisch zu sterilisieren», diese könnten und sollten sich weiterhin einbringen. Es
stelle sich hier also weniger die Frage, ob sich die Kirchen einbringen sollten, sondern
vielmehr, wie sie es täten. Gerhard Pfister betonte, es gehe nicht an, dass Kirchen mit
biblischen Normen Politik machten, zumal die Kirchenleute oft nur schlechte
Kenntnisse über die Dossiers hätten und nur zu gerne ausser Acht liessen, dass es bei
der Tagespolitik um Kompromisse gehe. Die Kirchen könnten sich durchaus in die
Diskussion einbringen, seien in diesem Kontext aber lediglich eine unter vielen Stimmen
– und «keine bessere». Zudem beklagte Pfister, dass die Kirchen nebst dem
Kompetenzproblem auch ein Glaubwürdigkeitsproblem hätten: Durch ihr derartiges
Einmischen in die Tagespolitik scheuten sie sich davor ihr Alleinstellungsmerkmal – die
katholische Soziallehre – zu vertreten und wollten stattdessen wie alle anderen sein. So
würden sie aber lediglich noch zu «Sozialarbeitern» und damit auch verzichtbar. Acklin
Zimmermann plädierte dafür, dass sich die Kirchen wieder vermehrt auf die Ethik
zurückbesinnten und weniger über Moral diskutierten. Statt mittels politischer
Stellungnahmen sollten sie den Meinungsbildungsprozess vermehrt über ihr ethisches
Wissen und entsprechende Beiträge unterstützen. Zudem wünsche sie sich, dass die
Kirchen sich breiter und auch vermehrt mit eigenen Themen einbrächten, schliesslich
hätten sie sich lange genug lediglich auf bioethische Anliegen fixiert, was ihnen den
Vorwurf der Fokussierung auf Themen wie Abtreibungen und Homosexualität
eingebracht habe.
Mit ebensolchen Fragen wolle sich der Think-Tank nun einmal jährlich an einer
öffentlichen Tagung beschäftigen und in diesem Rahmen zugleich Wertbegriffe wie
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Freiheit und Verantwortung oder Fragen der Menschenwürde diskutieren. Unterstützt
wurden die beiden Initiatoren von Bundesparlamentarierinnen und -parlamentariern
wie Eric Nussbaumer (sp, BL), Claudio Zanetti (svp, ZH) und Maja Ingold (evp, ZH) sowie
von Theologen verschiedener Konfessionen wie Alt-Abt Berchtold Müller,
Theologieprofessor Ralph Kunz und dem Glarner Kirchenratspräsidenten Ulrich
Knöpfel. Letztgenannter, der zugleich auch Ratsmitglied des SEK ist, zeigte sich auf
Anfrage der Online-Plattform Ref.ch bezüglich dieses Umstandes aber eher überrascht:
Knöpfel bestätigte gegenüber der Redaktion, dass er im November als Privatperson an
einem Treffen mit Pfister und Acklin Zimmermann teilgenommen habe und in diesem
Rahmen über Kirche und Politik diskutiert worden sei, dass aber gleich ein Think-Tank
gegründet wurde, sei ihm neu. Man habe in diesem Gespräch u.a. lediglich erwogen,
2019 eine Veranstaltung zu diesem Thema durchzuführen. Dennoch teile er
grundsätzlich das Anliegen der Initiatoren, dass die Kirche sich nur in Ausnahmefällen
zur Tagespolitik äussern solle.
Gänzlich anderer Ansicht war hingegen der Zürcher Neumünsterpfarrer Res Peter, der
sich ob der Forderung der Initiatoren nur wenig überrascht zeigte. Peter, der sich
selbst regelmässig in die politische Debatte einbringt – beispielsweise im Rahmen der
Selbstbestimmungsinitiative oder der Unternehmenssteuerreform III – meinte
gegenüber Ref.ch lediglich: «Es tut Politikern weh, wenn man konkret wird.» Es sei
durchaus gut, dass Ethiker differenziert abwägten und diskutierten, im Unterschied zu
ihnen sei es aber nun einmal seine Aufgabe als Pfarrer, Schlussfolgerungen zu ziehen
und seine Überlegungen mit seiner Gemeinde zu teilen.
Die Diskussion um das neue Projekt wurde indes nicht nur zwischen den entzweiten
Kirchenvertretungen ausgetragen; auch auf Mitinitiator Gerhard Pfister prasselte einige
Kritik ein. Besonders die WOZ unterstellte ihm Bigotterie, da seine Kritik an den
Kirchenleuten lediglich situationsbedingt ausfalle. Während Pfister in seiner
Propagierung der Schweiz als ein christliches Land vor lauter Fixierung auf den
islamischen den christlichen Fundamentalismus vergesse, sei sein «Glaubensfass»
durch ein «Eintreten für ein Mindestmass an Grundrechten» – wie es beispielsweise in
der Asyldebatte vorgenommen worden war – zum Überlaufen gebracht worden. Die
weitläufigen und zumeist auch diffamierenden Kirchenpositionen im Rahmen der
Diskussionen um die «Ehe für alle» hätten hingegen nie zur Diskussion gestanden. Auch
stiess Pfisters Aussage, dass wir uns im Falle des Versäumnisses, Religion und Politik zu
trennen, einem «Gottesstaat à la Iran» näherten, auf grosse Kritik. Gemäss der WOZ sei
die Schweiz sehr weit von diesem Szenario entfernt. Es bestehe viel mehr die Gefahr,
dass die Schweiz zu einem Unrechtsstaat werde, wenn wir uns weiterhin um
Abstimmungsvorlagen bemühten, die offensichtlich die Menschenrechte tangierten.
Vor diesem Hintergrund sei es auch von Kirchenleuten nichts anderes als ein reiner
ziviler Akt, ihre Stimme gegen das Unrecht zu erheben. 59

Die 2013 von der grünliberalen Fraktion eingereichte parlamentarische Initiative «Ehe
für alle» beschäftigte in den Folgejahren verschiedenste Gruppierungen weit über das
Parlament hinaus. Mit besonderer Spannung wurde auch die Positionierung der
Schweizer Kirchen erwartet. Entgegen der weitläufigen Erfahrung sorgte für einmal
aber nicht die römisch-katholische Kirche, sondern die evangelisch-reformierte für
grosses Aufsehen, wie viele Medien berichteten. 
Im Rahmen der im März 2019 eröffneten Vernehmlassung gingen Stellungnahmen
verschiedener religiös-kirchlicher Organisationen ein, die sich unterschiedlich zu
besagtem Sachverhalt äusserten. So zeigten sich beispielsweise die christkatholische
Kirche, der Schweizerische Katholische Frauenbund oder die Evangelischen Frauen
Schweiz deutlich positiv gegenüber der Kernvorlage. Der Schweizerische Israelitische
Gemeindebund verkündete, er könne die Gesetzesänderung zwar nicht kommentieren,
akzeptiere diese aber als einen Ausdruck der Tatsache, dass persönliche Freiheit und
individuelle Autonomie in einem weltlichen Wertesystem einen anderen Stellenwert
einnähmen als in einem religiös-ethisch orientierten. Die evangelisch-methodistische
Kirche hatte zwar keine Stellungnahme eingereicht, in den Medien wurde aber
spekuliert, dass der Schweizer Ableger vor einer Zerreissprobe stehe, da die
internationale Vereinigte Methodistenkirche die Ehe für alle deutlich ablehne. Die
Schweizer Bischofskonferenz empfahl offiziell zwar kein Nein – kümmere sich die
sakramentale Eheschliessung in den Augen der katholischen Kirche doch in erster Linie
um die Verbindung von Mann und Frau vor Gott, und nicht um die zivile Ehe –, äusserte
aber in ihrer Eingabe bei der RK-NR grosse Bedenken gegenüber dem Vorhaben.
Lediglich der Schweizerische Evangelische Kirchenbund (SEK) konnte sich in dieser
Frage nicht einig werden und musste eine Fristverlängerung über den 21. Juni 2019
hinaus beantragen, was ihm von der RK-NR auch gewährt wurde. Die offizielle Antwort
fiel dennoch sehr ernüchternd aus: Viele seiner Mitgliedkirchen träten zwar für eine

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.11.2019
MELIKE GÖKCE
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weitgehende oder gar vollständige Gleichbehandlung von hetero- und homosexuellen
Paaren auf rechtlicher und kirchlicher Ebene ein, da sich aber einige dieser Mitglieder
noch im Klärungsprozess befänden, werde der Urteilsbildungsprozess in der
Abgeordnetenversammlung noch einige Zeit in Anspruch nehmen. 
Gerade diese Spaltung der reformierten Kirche wurde in vielen Medien als die
eigentliche Überraschung gehandelt und vielseitig diskutiert. Man war sich im
Grundsatz einig, dass die reformierte Kirche allgemein als progressiver einzustufen sei
als die katholische Kirche und sich daher bei gesellschaftlichem Wandel auch
wesentlich schneller einbringe als der Vatikan, zumal das reformierte Verständnis der
Trauung seit dem 19. Jahrhundert eine Bestätigung dessen sei, was der Staat vollziehe.
Wie sich herausstellte, handelte es sich bei den innerkirchlichen Gräben weitestgehend
um regionale Gräben, zum einen zwischen Stadt und Land und zum anderen zwischen
der Deutschschweiz und der lateinischen Schweiz. Während man in den Städten und in
der Deutschschweiz die Ehe eher als eine Gemeinschaft zweier Menschen betrachte,
werde diese in den anderen Regionen eher als eine Verbindung von Mann und Frau und
als eine von Gott eingesetzte Institution verstanden. Diese Ansicht kam besonders
deutlich in einer von 200 Pfarrern unterzeichneten Erklärung zum Vorschein, in der
gemäss dem Tages-Anzeiger vermerkt war, dass die Öffnung der Ehe für homosexuelle
Menschen nichts anderes als ein «Segen ohne Segenszusage Gottes» sei und einem
«Missbrauch» von Gottes Namen gleichkomme.
Das über Monate andauernde Hickhack fand schliesslich am 4. November 2019 ein
Ende: Die Delegierten des SEK stellten sich an der Abgeordnetenversammlung mit 49 zu
11 Stimmen hinter die Vorlage. Sie empfahlen ihren Mitgliedkirchen die Ehe für alle, wie
auch den damit einhergehenden allfälligen neuen zivilrechtlichen Ehebegriff für die
kirchliche Trauung vorauszusetzen. Zugleich empfahlen die Delegierten, dass bei der
kirchlichen Trauung auch in Zukunft die Gewissensfreiheit der Pfarrerinnen und Pfarrer
gewahrt bleiben solle – wohl auch, um den Haussegen weitestgehend vor der Schieflage
zu bewahren. Den Lohn dieser Arbeit sprachen die Medien im Wesentlichen dem SEK-
Präsidenten Gottfried Locher zu. Er habe die Öffnung der Ehe stets mit guten
Argumenten begründet und auch deutlich gemacht, dass die Ehe nicht zu den
Grundfragen des Glaubens – im Sinne des Sakraments – gehöre und der
gesellschaftliche Konsens ebenso wichtig sei, wie die biblischen Grundlagen, auch wenn
einige Bibeltreue das anders sähen. 60

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

An ihrer Delegiertenversammlung in La Chaux-de-Fonds (NE) sprachen sich die
Sozialdemokraten mit 161:0 Stimmen bei vier Enthaltungen für die Abkommen von
Schengen und Dublin aus, nicht zuletzt in der Hoffnung, damit weiteren
Verschärfungen des Asylgesetzes vorzubeugen. Die Ja-Parole zum Partnerschaftsgesetz
fiel ebenfalls einstimmig aus. Anschliessend verabschiedete die SP zehn Thesen zur
Regionalpolitik, in denen sie sich zu einer vielfältigen Schweiz bekannte. Voraussetzung
dafür seien ein flächendeckender Service public und eine wirtschaftliche Entwicklung,
die auf den Stärken und Potenzialen der jeweiligen Regionen aufbaue. Angenommen
wurden zudem eine Resolution der SP Frauen für eine zweckgebundene
Erbschaftssteuer zur Finanzierung von Pflegekosten und eine Resolution für ein
besseres Zusammenleben der Kulturen und Religionen in der Schweiz. 61

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Hinblick auf die Parolenfassung zum Partnerschaftsgesetzsagte die CVP-Spitze den
dazu geplanten Parteitag mit der Begründung ab, eine Veranstaltung nur zu diesem
Thema käme zu teuer. Dieses Vorgehen löste bei der Basis, die wie die
Nationalratsfraktion gespalten war, gemischte Reaktionen aus. Ende April empfahl der
Vorstand der CVP Schweiz in einer öffentlichen Tagung in Baden (AG) mit 37:6 Stimmen
bei drei Enthaltungen Zustimmung zur Vorlage. Der Bündner Ständerat Theo Maissen
hatte vergeblich Stimmfreigabe beantragt mit dem Argument, wie immer sich die CVP
beim Partnerschaftsgesetz entscheide, handle sie sich innerparteiliche Probleme ein. 62

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.04.2005
MAGDALENA BERNATH
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Die CVP konnte das Wahljahr 2015 mit einer ihrer beiden Familien-Initiativen einläuten.
Nur selten hatte die CVP bisher mit Volksinitiativen operiert. Mit ihren beiden Begehren
wollten sich die Christlichdemokraten aber im Wahljahr als traditionelle Familienpartei
positionieren. Allerdings hat es die Familienpolitik in der Schweiz traditionell schwer an
der Urne, wie die Zeitung LeTemps am Beispiel der Mutterschaftsversicherung
vorrechnete, die zwar 1945 in der Verfassung festgeschrieben, aber erst 2005
umgesetzt worden sei. 
Dass Familienpolitik in der Tat ein schwieriges Pflaster zu sein scheint, zeigte die
deutliche Ablehnung des ersten der beiden CVP-Volksbegehren: Anfang März
entschieden die Stimmbürgerinnen und -bürger überaus deutlich gegen das Anliegen
der Christlichdemokraten, das eine Steuerbefreiung von Kinder- und
Ausbildungszulagen verlangt hatte. Die VOX-Analyse zeigte, dass auch die
Anhängerschaft der CVP ihre Partei ziemlich im Stich gelassen hatte. Nur knapp die
Hälfte der Befragten, die angaben, Sympathien für die CVP zu haben, stimmten mit Ja.
Auch die zweite Initiative kämpfte schon zu Beginn des Wahljahres 2015 mit einigen
Schwierigkeiten. Zwar erhielt die Idee der Abschaffung der so genannten Heiratsstrafe
einigen Sukkurs, viel zu reden gab aber der Passus im Initiativtext, mit welchem die CVP
die Ehe als eine „auf Dauer angelegte und gesetzlich geregelte Lebensgemeinschaft von
Mann und Frau“ definierte. Dies stiess bei Organisationen, welche die Ansichten von
gleichgeschlechtlichen Paaren vertreten, auf grosse Kritik. Mit einem Gegenvorschlag
wollte die CVP ihr Anliegen für eine gerechtere Besteuerung von verheirateten Paaren
retten; dieser wurde aber vom Parlament verworfen. In den Medien wurde das Dilemma
der CVP thematisiert, die als katholisch konservative Partei das traditionelle Ehebild
vertreten müsse, sich gleichzeitig aber auch modernen Vorstellungen nicht
verschliessen wolle, um eine modernere Klientel nicht zu vergraulen. 63

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Mitte April beschlossen die Grünen an ihrer Delegiertenversammlung in Wil (SG)
diskussionslos die Ja-Parole zum Partnerschaftsgesetz. Die Zustimmung zu den
Schengen/Dublin-Abkommen fiel mit 98:20 Stimmen bei fünf Enthaltungen klarer aus,
als es die vorangehenden kritischen Voten hatten erwarten lassen. Streitpunkt der
Debatte war die Frage, ob die beiden Polizei- und Asylabkommen einen konsequenten
Schritt hin zum von der GP angestrebten „Europa ohne Grenzen“ darstellten oder ob sie
nicht vielmehr einen weiteren Beitrag zur Abschottung der „Festung Europa“ bildeten.
Als Hauptgeschäft verabschiedeten die Grünen nach ausführlicher Diskussion ein
Positionspapier zur Bildungspolitik. Das basisdemokratische Programm, das eine
nachhaltigere Bildung, „gerechteren“ Mitteleinsatz sowie mehr Chancengleichheit (auch
für Sans-Papiers) forderte und sich für Integration statt Selektion an den Schulen
aussprach, hatte die Partei als Beitrag zur Uno-Dekade „Bildung für nachhaltige
Entwicklung“ bereits Anfang Jahr präsentiert. – Das Demokratische Nidwalden wurde
als Mitglied, das „Grüne Appenzell“ als Beobachter in die GP Schweiz aufgenommen.
Damit sind die Grünen in allen Kantonen mit Ausnahme von Graubünden und Obwalden
vertreten. 64

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.04.2009
MAGDALENA BERNATH

Die GLP versuchte im Berichtjahr, ihre Position in der Familienpolitik zu schärfen. Sie
tat dies mit Kritik an der CVP-Initiative zur Abschaffung der Heiratsstrafe. Dieses
Begehren hatte Kritik geweckt, weil es die Ehe als Bund von Mann und Frau in der
Verfassung verankern will. Die GLP nahm die Kritik auf und schlug einen direkten
Gegenvorschlag vor, der nicht nur Ehepaare, sondern alle gesetzlich geregelten
Lebensgemeinschaften vor steuerlichen Nachteilen befreien will. Darüber hinaus soll
eine „Ehe für alle“ geschaffen werden, die Paaren unabhängig von ihrer sexuellen
Orientierung offenstehen soll. 65

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.12.2013
MARC BÜHLMANN

2019 war das Jahr der Grünen: Nicht nur erreichte die Partei sehr gute Resultate in den
kantonalen Erneuerungswahlen, sondern sie konnte mit 17 zusätzlichen Mandaten (neu:
28 Sitze) und einem Anstieg des Wähleranteils um 6.1 Prozentpunkte (neu: 13.2 Prozent)
auch in den Nationalratswahlen 2019 einen grossen Sieg erzielen. Wie die NZZ
berichtete, gewannen die Grünen in fast allen Kantonen – nur an den Innerschweizer
Kantonen ging der Erfolg der Partei vorbei. In einem Interview im Blick Anfang Januar
2019 hatte sich Parteipräsidentin Regula Rytz (gp, BE) gewünscht, dass die Partei in den
Nationalratswahlen vier oder fünf Sitze zulegen könnte; ein Ziel, das wider Erwarten
gänzlich übertroffen wurde. Nicht überraschend zeigte sich die Parteipräsidentin

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.10.2019
GIADA GIANOLA
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folglich nach den Wahlen gegenüber den Medien extrem zufrieden und bedankte sich in
einem NZZ-Interview bei den jungen Mitgliedern der Klimabewegung, die zur
Politisierung der Jugend beitrügen. 
Die positiven Resultate der Grünen brachten auch einen finanziellen Vorteil für die
Partei mit sich: Wie der Tages-Anzeiger berechnete, erhält die Partei zukünftig bis zu
CHF 600'000 mehr an Fraktionsbeiträgen. Hinzu kommen die Mandatsabgaben der
Neugewählten – bisher CHF 9'000 für Nationalrätinnen und Nationalräte –, was weitere
CHF 150'000 in die Kasse spülen soll. Dies seien bedeutende Mittel bei einem Budget
von bisher CHF 1.2 Mio., betonte die Zeitung.
Klima- und Frauenpolitik waren die zwei Hauptthemen der Grünen in der
Wahlkampagne, Themen, die seit der Gründung der Partei schwerpunktmässig
bewirtschaftet werden. Regula Rytz erklärte in einem Interview im April 2019, dass die
Klima- und Frauenbewegung zu einer Politisierung von Wählergruppen führten, die bei
den Wahlen derjenigen Partei ihre Stimme gaben, die diese Themen schon lange auf der
Agenda haben - so eben die Grünen.
Wie eine statistische Analyse der Kandidaturen nach Geschlecht, Kanton und Partei im
Auftrag der EKF zeigte, hatte die Partei das Thema der Gleichstellung auch bei den
Wahllisten aufgenommen. Die Grünen zeigten den höchsten Frauenanteil unter den
Kandidierenden: 55.4 Prozent der Kandidierende auf den Wahllisten waren Frauen.
Insgesamt hatten die Grünen in 13 Kantonen eine Frauenmehrheit auf ihren Wahllisten
und standen somit an der Spitze.
Während der Wahlkampagne der Grünen berichteten die Medien viel über die
Kandidatur von Tamy Glauser – dem berühmten Schweizer Topmodel –  für den
Nationalrat. In einem Tages-Anzeiger-Interview machte Glauser klar, dass sie keine
«One-Woman-Show» für die Partei sei, sondern dass sie sich für die Umwelt und die
Rechte der LGBT+-Community einsetzen wolle. Für Furore sorgte Glauser in der Folge,
als sie auf den sozialen Medien in einem Post erklärte, dass das «Blut von Veganern und
Veganerinnen zum Beispiel Krebszellen töten kann», wie der Blick berichtete. Diese
Aussage wurde in den Medien und in der Öffentlichkeit laut kritisiert. Dass eine solche
Aussage über Veganismus und Krebs ihrerseits derartige Reaktionen auslösen könne,
habe sie nicht erwartet, betonte Glauser. Diese Episode habe ihr gezeigt, dass sie für
die Politik noch nicht bereit gewesen sei, wie sie auf Instagram schrieb. Aus diesem
Grund zog sie ihre Kandidatur Ende Juli 2019 zurück. Für die Nationalratsliste der
Grünen wurde daraufhin die Zürcher Kantonsrätin Esther Guyer (ZH, gp)
nachnominiert. 66

Konservative und Rechte Parteien

Zu Beginn des Jahres lancierte die EDU eine Petition «Für die Förderung gesunder
Familien und gegen die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Paare». Geschützt werden
sollen damit gemäss der Partei die Grundzellen des Staates Ehe, Familie und Kinder.

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 07.09.1995
EVA MÜLLER

Einer 1995 mit 88'000 Unterschriften eingereichten Petition «Für die Förderung
gesunder Familien und gegen die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Paare» der EDU
gab der Ständerat keine Folge. Nur die Forderung, die Grundzellen des Staates (Ehe,
Familie und Kinder) seien zu schützen, überwies er dem Bundesrat zur
Kenntnisnahme. 67

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 19.06.1997
EVA MÜLLER

Einmal mehr sprach sich die EDU gegen registrierte Partnerschaften von
gleichgeschlechtlichen Paaren und gegen die Entkriminalisierung des Drogenkonsums
aus. Falls sie mit ihrer Haltung nicht durchdringe, werde sie das Referendum
ergreifen. 68

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.05.2004
MAGDALENA BERNATH

Mit 91:36 Stimmen empfahl die EVP das Partnerschaftsgesetz zur Ablehnung. Ein Nein
zu diesem Gesetz bedeute gemäss Nationalrat Heiner Studer (AG) keine Diskriminierung
der Homosexuellen. Die EVP wolle aber die Ehe und die Familie als jene Lebensform
privilegieren, die den Fortbestand der Gesellschaft ermögliche. Die EVP hatte
zusammen mit der EDU erfolgreich das Referendum gegen die eingetragene
Partnerschaft lanciert. 69

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.01.2005
MAGDALENA BERNATH

01.01.65 - 01.01.23 28ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Im Herbst trat die CSP des französischsprachigen Wallis, die im Frühling in den
Grossratswahlen des Kantons einen Sitz hatte erringen können, der CSP Schweiz bei.
Diese setzte sich bis anhin aus den Kantonalsektionen Jura, Zürich, Luzern, Obwalden
(als assoziiertes Mitglied) und Freiburg zusammen. Die CSP Schweiz befürwortete
einstimmig das Schengen/Dublin-Abkommen, mit lediglich einer Gegenstimme die
Erweiterung der Personenfreizügigkeit auf die neuen EU-Länder sowie mit grosser
Mehrheit das Partnerschaftsgesetz und das Gentech-Moratorium in der Landwirtschaft.
Zu den Sonntagsverkäufen in Bahnhöfen gab sie die Nein-Parole heraus [53]. 70

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Die EDU unterstützte die Referenden gegen das Polizei- und Asylabkommen von
Schengen und Dublin und gegen die Ausdehnung der Personenfreizügigkeit auf die
neuen EU-Länder. Dementsprechend empfahl sie, die Vorlagen in der Volksabstimmung
abzulehnen. Zum Partnerschaftsgesetz gab sie die Nein-Parole heraus, da ihrer
Meinung nach nur die Ehe als staatstragende Institution geschützt werden soll. Negativ
beurteilte sie auch die Sonntagsverkäufe in Zentren des öffentlichen Verkehrs, das
Gentech-Moratorium in der Landwirtschaft hiess sie hingegen gut. 71

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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